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Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Sehr geehrte Damen und Herren! Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Ich begrüße Sie alle recht herzlich zur 50. Sitzung unseres Ausschusses 
in dieser Legislaturperiode. Besonders begrüßen möchte ich Djenabou Diallo Hart-
mann aus dem Niedersächsischen Landtag. Wir freuen uns, dass Sie hier sind und 
zuhören. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Außerdem heiße ich heute Verena Schäffer als neue Ministerin herzlich willkommen. 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Vielen Dank, Herr Vorsitzender. – Sehr ge-
ehrte Damen und Herren Abgeordnete! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich hoffe, das 
darf ich als Abgeordnete weiterhin sagen. Die meisten von Ihnen, von euch kennen 
mich schon seit vielen Jahren, deshalb muss ich mich nicht persönlich vorstellen. Ich 
freue mich sehr auf Zusammenarbeit hier im Ausschuss. Beim Hineinkommen habe 
ich gedacht – jetzt muss das Haus mal kurz weghören, weil wir ja schon seit vier Wo-
chen sehr gut und eng zusammenarbeiten –, dass die Arbeit als Ministerin jetzt so 
richtig losgeht, hier im Ausschuss, hier im Parlament. Sie wissen, dass ich meine Ar-
beit als Abgeordnete immer mit sehr großer Leidenschaft ausgeführt habe. Ich weiß, 
dass Sie das mit Ihrem Mandat genauso machen. Ich freue mich auf die Zusammen-
arbeit, weil ich die Debatten, den Austausch, die interfraktionelle Zusammenarbeit der 
demokratischen Fraktionen in den Ausschüssen immer als sehr wichtig empfunden 
und wertgeschätzt habe. Ich bin gespannt auf meine erste Sitzung hier im Integrati-
onsausschuss. Ich finde, dass das ein Ausschuss ist, der sehr wichtige Themen bear-
beitet, die im Kern den Zusammenhalt unserer Gesellschaft berühren. 

(Beifall von der CDU, der SPD, den GRÜNEN und der FDP – Volkan 
Baran [SPD]: Wir fühlen uns geehrt und werden uns in der ersten Sit-
zung bemühen! – Heiterkeit) 
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1 Bericht über die Evaluierung des Gesetzes zur Förderung der gesellschaft-
lichen Teilhabe und Integration in Nordrhein-Westfalen (Teilhabe- und In-
tegrationsgesetz – TIntG) (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4682 

– Gespräch mit Dr. Christoph Emminghaus und Marietta Müller von SYSPONS 
(Präsentation siehe Anlage 1)

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich freue mich, Frau Müller und Herrn Dr. Emminghaus 
von der SYSPONS GmbH in unserem Ausschuss begrüßen zu dürfen. Sie werden die Eva-
luation nun mittels einer kleinen Präsentation vorstellen. Anschließend haben wir noch Zeit, 
darüber zu sprechen. 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Ich fasse mich kurz, damit wir schnell zur 
Präsentation kommen können. Die Evaluation liegt Ihnen allen ja schon seit Ende des 
letzten Jahres vor. In Vorbereitung auf den Tagesordnungspunkt habe ich ein bisschen 
recherchiert, weil ich im Hinterkopf hatte, dass es einen integrationspolitischen Kon-
sens gab. Das war im Jahr 2001. – Da vorne nicken einige. Ich freue mich sehr, dass 
wir heute Gäste hier haben, die die Integrationspolitik schon seit vielen Jahren beglei-
ten bzw. das Thema damals mit angeschoben haben. Der integrationspolitische Kon-
sens hat 2001 alle hier im Landtag vertretenen Fraktionen geeint. 2012 kam dann das 
Teilhabe- und Integrationsgesetz, auf das wir als Land Nordrhein-Westfalen sehr stolz 
sein können. Wir sind ein Einwanderungsland, wir sind geprägt von Einwanderung. 
Wir wissen, dass wir unseren Wohlstand auch der vielfältigen Gesellschaft zu verdan-
ken haben. 2021 ist das Teilhabe- und Integrationsgesetz novelliert worden. In § 20 
enthält es eine Evaluationsklausel. Das ist ein Auftrag an die Landesregierung. 

Der Bericht liegt vor, und ich finde ihn sehr lesenswert. Wer noch keine Zeit hatte, da 
reinzuschauen: Es lohnt sich. Danke, dass Sie heute die Ergebnisse vorstellen. Ich 
glaube, dass das eine gute Diskussionsgrundlage ist. Einerseits bietet eine Evaluation 
immer die Chance, zu schauen, wo die Strukturen gut funktionieren und was man er-
reicht hat, das also wertzuschätzen. Andererseits geht eine Evaluation auch immer mit 
dem Auftrag einher, zu schauen, wo man Strukturen anpassen, Verbesserungen vor-
nehmen kann. Ich freue mich, dass wir gemeinsam darauf schauen. Nochmals danke, 
dass Sie heute hier sind. Wir hatten ja am Montag schon kurz das Vergnügen – aber 
jetzt auch live und in Farbe. 

Dr. Christoph Emminghaus (SYSPONS): Sehr geehrte Frau Ministerin Schäffer! 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender Kaiser! Sehr geehrte Abgeordnete! Sehr geehrte Da-
men und Herren! Danke fürs Willkommenheißen. 

Es freut uns, wenn Evaluationen es so weit schaffen, dass sie im politischen Raum 
besprochen werden. Dafür machen wir sie, aber das ist nicht immer so. Es ist unser 
Beruf, Dinge in die Diskussion zu bringen. 
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Wir stellen Ihnen heute die Ergebnisse der Evaluation des Gesetzes zur Förderung 
der gesellschaftlichen Teilhabe und Integration in Nordrhein-Westfalen – TIntG – vor. 
In der nächsten Viertelstunde werden wir wahrscheinlich häufig von „TIntG“ sprechen, 
weil der eigentliche Name so lang ist, dass wir zu viel Zeit bräuchten. Es geht zum 
einen um die Auswirkungen und zum anderen darum, was man daraus lernen kann. 

Kurz zusammengefasst: Was war unser Auftrag? Sie sehen es auf dieser Seite: Das 
Gesetz ist breit. 

(siehe Anlage 1, Seite 2) 

Man könnte Evaluationen zu den einzelnen Paragrafen machen. Unser Auftrag war 
aber im Kern, auf den Bereich zu schauen, der im Verantwortungsbereich der Landes-
regierung liegt: Was sind die bisherigen Wirkungen? Wo sind vielleicht noch Hand-
lungsperspektiven, an denen weitergearbeitet werden kann? 

Sie haben es erwähnt, Frau Ministerin: Der Prozess läuft schon länger. Er fing 2001 
oder noch früher an, und 2012 gab es ein Gesetz. Unser Untersuchungszeitraum war 
2022 bis 2024, also nach dem Inkrafttreten der Novelle. Nicht alle Entwicklungen las-
sen sich auf diese zwei, drei Jahre zurückführen, vielmehr werden wir sehen, dass 
manche Dinge vorher begonnen oder sich hinterher entwickelt haben. Von daher sind 
nicht alle Daten als trennscharf zu bezeichnen. Ich glaube aber dennoch, dass wir 
ganz gute Befunde haben. 

Wir haben mittels einer Dokumentenanalyse gearbeitet. Wir versuchen immer, mit der 
Zeit aller Akteure so sparsam umzugehen, wie es irgend geht. Was an Dokumenten 
vorliegt, sammeln wir, werten wir aus, stellen es in einen Zusammenhang, um eine 
erste Datengrundlage zu haben. Sie publizieren viel dazu, von daher gab es eine gute 
Grundlage, mittels derer wir weit gekommen sind. Darüber hinaus mussten wir dort, 
wo es Lücken gab, natürlich eigene Daten erheben. Um Ihnen den Umfang klarzuma-
chen: Wir haben sieben Onlinebefragungen für verschiedene Zielgruppen gestartet. In 
klassischen Evaluationen macht man eine oder zwei. Das zeugt vom Umfang Ihres 
Gesetzes und von der Breite der verschiedenen Zielrichtungen. Darüber hinaus haben 
wir dort, wo es sich angeboten hat, telefonische Abfragen gemacht. Zuletzt haben wir 
das Ganze mittels qualitativer Interviews mit Expertinnen und Experten aus dem In-
tegrationsbereich, mit Mitgliedern des Beirats, mit Vertretern der Regionaldirektion, der 
Arbeitsmarktintegration qualitativ überprüft, um es fundiert zu haben. Wir hatten also 
Daten und haben die mit Experten abgeglichen. Das war es vorweg zum methodischen 
Vorgehen. 

Wir würden jetzt die aus unserer Sicht zentralen Paragrafen in den Mittelpunkt stellen 
und Ihnen zum Abschluss noch einen Überblick geben. Statt eines Fazits möchten wir 
dem Ganzen voranstellen, was unser übergeordnetes Ergebnis ist. Was sehen wir? 

(siehe Anlage 1, Seite 4) 

Auf der linken Seite lesen wir: 

„Das TIntG entfaltet nachweislich positive Wirkungen für Teilhabe und In-
tegration und steht für eine aktive, zukunftsorientierte Integrationspolitik. 
[…]“ 
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Gleichzeitig sagen wir, dass es in dem Gesetz noch Potenziale gibt, die noch nicht 
eingelöst wurden. 

Wenn wir in anderen Ländern unterwegs sind – Evaluationen zu Integrationsthemen 
sind seit vielen Jahren einer der Schwerpunkte unseres Unternehmens –, wird immer 
auf NRW verwiesen; NRW wird als Beispiel genannt, wird als Vorreiter gesehen. Ge-
rade mit dem TIntG haben Sie etwas geschaffen, von dem in anderen Ländern gesagt 
wird: Da sind wir noch nicht, aber das ist ein Vorbild. 

Es hilft dabei, Integration und Teilhabe aus dem reinen verwaltungs- bzw. aktionsge-
triebenen Prozess heraus auf eine politische Ebene zu heben und die Integration zu 
versachlichen. Der rechtliche Rahmen ist gestärkt, gerade durch die Kombination, die 
Sie gewählt haben, nämlich nicht nur einen rechtlichen Rahmen zu haben, sondern 
diese Themen auch mit einer Mindestförderung des Landes zu hinterlegen. Das schafft 
für die Akteure in der Integrationspolitik eine verlässliche Infrastruktur, sodass sie sa-
gen können: Wir wissen, dass wir das, was wir heute beginnen, im nächsten Jahr wei-
terführen können. – Dadurch gibt es Planungssicherheit. 

Letztendlich sehen wir einen Fokus auf die Neuzuwanderung, und der ist gerade in 
den Jahren, die wir untersucht haben, sehr sinnvoll. Gleichzeitig der Hinweis: Ange-
sichts der Geschichte NRWs sollte man die anderen Gruppen nicht aus den Augen 
verlieren, weil es auch da Handlungsbedarf gibt. 

Auf der rechten Seite kann man sehen, was man noch weiterentwickeln könnte. 

(siehe Anlage 1, Seite 4) 

Wir würden sagen: In diesem Kreis ist das Gesetz natürlich bekannt, aber in der Ge-
sellschaft könnte die Bekanntheit des Gesetzes noch vergrößert werden, um die nor-
mative und verbindende Wirkung weiter zu stärken und um die Vorreiterrolle des Lan-
des in NRW selbst und darüber hinaus sichtbar zu machen. 

Marietta Müller (SYSPONS): Wir gehen zu § 3. Innerhalb dieses und der anderen 
Paragrafen legen wir den Fokus in der heutigen Präsentation auf ausgewählte The-
men. Hier geht es zunächst um die Integrationspauschalen, die den Gemeinden als 
finanzielle Unterstützung für neu eingewanderte Menschen zur Verfügung stehen. Im 
Zuge der Novellierung wurden einige Rahmenbedingungen verändert, das bezog sich 
auf die Dauer, den Turnus, die Höhe, den berechtigten Personenkreis. Das hat sich im 
Großen und Ganzen bewährt, wodurch es zu einer Weiterentwicklung zu einem flexib-
len und bedarfsorientierten Instrument kam. 

Was hat sich konkret verändert? Innerhalb der drei vorgesehenen Zwecke setzen die 
Kommunen Pauschalen sehr bedarfsorientiert ein, entweder fokussiert oder breit ge-
streut. Eine wesentliche Änderung betrifft aber auch die Verfahren. Die Leistungsbe-
rechnung erfolgt jetzt pauschal. Es gab eine Entkopplung von anderen Leistungen wie 
der Grundsicherung oder der Sozialhilfe und eine Erweiterung des Personenkreises 
auf den in § 14 TIntG. Es können also mehr Personen von den Pauschalen erreicht 
werden.  
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Die Verbesserungen in den Verfahren waren sehr wesentlich. Die Beantragung ist ein-
facher geworden. Inzwischen gibt es einen automatisierten Meldedatenabgleich. Es 
gibt Stapelbewilligungen. Durch die Berichterstattung über eine Onlineplattform wurde 
der Verwaltungsaufwand für die Gemeinden deutlich reduziert. Das hat dazu geführt, 
dass sehr viel mehr Gemeinden die Integrationspauschale abgerufen haben. Für das 
Jahr 2023 beispielsweise wurde eine Ausschöpfungsquote von 95 % erreicht, was 
sehr hoch ist. 

Es gab also die erwähnten Vereinfachungen und den größeren Personenkreis mit Be-
rechtigungen. Man muss aber auch die Migrationsbewegungen berücksichtigen, die in 
diesem Zeitraum lagen. Diese Veränderungen geben den Gemeinden mehr Planungs-
sicherheit und stärken somit auch die Handlungsfähigkeit. In der Evaluation wird emp-
fohlen, diese Gewinne zu sichern. 

Im Rahmen der Berichterstattung gibt es für die Gemeinden bereits die Möglichkeit, 
ein digitales Feedback zu geben. In der Evaluation wird empfohlen, das noch auszu-
weiten, um mit den Gemeinden weiter im Austausch über die Verfahrensweisen, die 
Umsetzung zu bleiben. 

Wir haben auch auf das Thema der interkulturellen Öffnung der Landesverwaltung in 
§ 6 geschaut. Wir hatten in der Evaluation vier Schwerpunktthemen, die ich hier jetzt 
zusammenfasse. Insgesamt kommen wir zu dem Ergebnis, dass das novellierte TIntG 
die an der Stelle auch schon vorher laufenden Bestrebungen unterstützt, verstetigt hat. 

Zugleich stellen wir fest, dass in vielen Bereichen, gerade in diesem, konkrete Daten 
fehlen, die es bräuchte, um die Diversitätsentwicklung messbar zu machen. Messbare 
Veränderungen haben wir also kaum, aber wir können über die Hinweise, die wir er-
halten haben, zumindest belegen, dass eine schon vorher positive Entwicklung ver-
stetigt wurde. 

IKÖ ist in NRW beispielsweise in dem Sinne strukturell verankert, dass es Teil der 
strategischen Verwaltungsentwicklung ist. Auf der Ebene der Bezirke gibt es die Rolle 
der Integrationsbeauftragten, die dort eine wichtige Bündelung von Initiativen vor-
nimmt. Dazu muss man aber sagen, dass diese Rolle nicht mit finanziellen Ressourcen 
hinterlegt ist. Es gibt also keine systematische Ausgestaltung, aber eine Bündelung 
dieses Themas. 

Wir sehen außerdem, dass IKÖ-Angebote mittlerweile fest verankert in den Aus- bzw. 
Fortbildungskatalogen für Beschäftigte des Landes sind. Allerdings gibt es häufig nur 
eine geringe Nachfrage bei diesen Angeboten. Das muss man auch berücksichtigen. 
Gerade in Konkurrenz mit fachlichen Fortbildungsangeboten kommen die IKÖ-Ange-
bote häufig nicht zum Tragen. 

Wir möchten noch darauf hinweisen, dass manche Diskriminierungserfahrung, die 
über die Begrifflichkeit „Menschen mit Einwanderungsgeschichte“ mitgemeint ist, so 
unzureichend erfasst wird. 

Was bedeutet das in der Wirkung? Die strategische Verankerung ist wie gesagt da, 
aber wenn man in Zukunft messbar machen möchte, welche Verbesserungen hier er-
zielt werden, braucht es eine bessere Datengrundlage. 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 8 - APr 18/1151 

Integrationsausschuss  25.02.2026 
50. Sitzung (öffentlich) bas 

Für diesen Prozess – und es ist ein langfristiger – braucht es kontinuierliches Engage-
ment auf den verschiedenen Ebenen, insbesondere die Unterstützung der Führungs-
kräfte in den Behörden. Deswegen wird in der Evaluation ein Ausbau bzw. eine Ver-
stetigung dieser Maßnahmen empfohlen. Gerade bei den Aus- bzw. Fortbildungsan-
geboten für Führungskräfte sollten IKÖ-Elemente verpflichtend verankert werden. 

Der letzte Punkt: die Datenlage verbessern. Mittels freiwilliger Abfragen gibt es daten-
schutzkonforme Möglichkeiten, in den Häusern jeweils eine Datenbasis aufzubauen. 

Dr. Christoph Emminghaus (SYSPONS): Als dritten von vieren möchten wir Ihnen 
§ 7 zur Antidiskriminierung näher vorstellen. Antidiskriminierung ist ein Themenfeld, 
das man auf verschiedene Weise angehen kann. Manchmal zieht man es vor die Klam-
mer, indem man etwa über ein Landes- oder Bundesantidiskriminierungsgesetz geht. 
Mit dem TIntG ist man für den Bereich der Personen, die eine Einwanderungsge-
schichte haben, einen anderen Weg gegangen. Man hat es in einen Paragrafen auf-
genommen, und es gibt Ideen, wie man es umsetzen möchte. 

Wir sehen als Ergebnis, dass sich die Antidiskriminierungsberatung dank des Geset-
zes strukturell verändert hat. Die Strukturen sind größer geworden, und die Qualitäts-
standards sind über Impulse, die man in das dezentrale Netzwerk hineingegeben hat, 
verbessert worden. Man hat es erst mal aufgebaut, jetzt muss man es verstetigen. 
Angesichts der Größe des Landes sind die 42 Standorte, die es gibt, aus Sicht vieler 
Akteure nicht flächendeckend. Gerade im ländlichen Raum wird gesagt: Wir haben 
keine Strukturen. 

Auf der Ergebnisebene kann man aber sagen, dass das geschaffen worden ist. Hinter 
den 42 Standorten stehen etwa 80 Stellen bzw. 80 Menschen, die das machen. Sie 
sehen also, dass es kleine Teams sind. Von daher sind gerade die Modellprojekte, die 
übergreifend an verschiedenen Standorten gemacht werden, wichtig, um gemeinsam 
zu lernen. Es geht um Qualifizierung, Austausch, Dokumentation; es geht aber auch 
um Rechtsberatung: Was kann man machen, wenn es justiziable Diskriminierungsthe-
men sind? 

In der Flächendeckung – ich habe es gesagt – bleiben Lücken. Wir haben aber gleich-
zeitig auch eine Ressource gesehen. Migrantenselbstorganisationen, MSOs, springen 
oft in Ecken ein, wo es regional oder für einzelne Gruppen keine Beratung gibt. Das 
ist eine weitere Ressource, die zwar nicht vom Land organisiert wird, aber eine starke 
Säule ist und dabei hilft, Flächen- bzw. Gruppendeckung hinzubekommen. 

Wenn wir auf die Wirkung schauen, sehen wir, dass das ein verbessertes Angebot ist. 
Auch die Datenlage dazu, was da überhaupt passiert, ist über gemeinsame Standards, 
die man für die Anbieter, die Organisationen, die das Ganze machen, entwickelt hat, 
besser geworden. Man kann also wirklich sagen, was es an Fällen gibt, weil anbieter-
übergreifend nach dem gleichen Standard dokumentiert wird. 

Eine Lücke, die wir in § 7 noch sehen, betrifft das Beschwerdemanagement auf der 
Ebene der obersten Landesbehörden. Das ist zwar auch verankert, aber da hat man 
das Ziel noch nicht ganz erreicht. Da gibt es wie gesagt noch Lücken, da gibt es noch 
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Diskussionen darüber, wie man das am besten macht. Das ist also ein Bereich, nach 
dem man noch weiter schauen muss. 

Auf der Empfehlungsebene: ganz klar Verstetigung. Man muss auch schauen, wie das 
mit einem Landesantidiskriminierungsgesetz zusammengeht. Was ist dann im TIntG 
geregelt? Was könnte woanders geregelt sein? Außerdem gilt es, die MSOs weiter zu 
fördern. Und man muss schauen, wie man auf der obersten Ebene mit dem Beschwer-
demanagement weiterkommt. So viel zu § 7. 

Der letzte, den wir herausgehoben haben, ist § 8. Damit kommen wir zu einer Säule 
der Integrationspolitik: Das sind die Kommunalen Integrationszentren, die sogenann-
ten KIs. Zur Größenordnung: In jedem Kreis, in jeder kreisfreien Stadt gibt es die. Da-
hinter liegen jeweils, je nachdem, ob Kreis oder kreisfreie Stadt, sechseinhalb oder 
fünfeinhalb Stellen. Das ist also eine starke Säule. Im Zuge der Evaluation haben wir 
gesehen, dass das TIntG, insbesondere die Novellierung, dazu beigetragen hat, dass 
diese KIs als zentrale Anlaufstellen vor Ort gestärkt wurden. Sie stellen wie gesagt 
eine Säule dar, sodass man sagen kann, dass es ein flächendeckendes Angebot für 
die Zielgruppe gibt, im Rahmen dessen Integration gemacht wird. 

„Gemacht wird“ klingt so einfach. Was kann man sich darunter vorstellen? Es geht viel 
um Bildung, um Bildungsübergänge. Wie schaffen wir es durch Beratungsangebote, 
dass Personen mit Einwanderungsgeschichte, Eltern mit ihren Kindern, die gleichen 
Chancen oder zumindest keine großen Nachteile haben, etwa beim Zugang zu Schule, 
beim Übergang in andere Bereiche? Ein weiterer Punkt ist die Vernetzung der Akteure 
vor Ort. 

Zu den Ergebnissen: Wir sehen eine erhöhte Relevanz. Wir sehen, dass sie genutzt 
werden. Gleichzeitig sehen wir auch regionale Unterschiede. Ist das gut oder nicht? 
Aus der Perspektive der Evaluation ist das positiv, weil man im KI vor Ort am besten 
sagen kann, was die Themen in der Gemeinde, im Kreis, in der Stadt sind, um sich 
dann darauf zu fokussieren. 

Außerdem bilden die KIs eine Andockstelle für andere Programme, beispielsweise die 
Laiensprachmittlerpools, mittels derer ehrenamtlich 120 Sprachen und Dialekte über-
setzt werden können. Über 100.000 Menschen haben von diesen Beratungen schon 
profitiert. Es gibt 16.000 Menschen, die sich anbieten, ehrenamtlich zu übersetzen, um 
Menschen sprachlich einen besseren Zugang zu Leistungen zu verschaffen. 

Man könnte sicherlich auch noch auf Qualitätsstandards und dergleichen eingehen. 
Insgesamt hatten wir ein sehr positives Bild. Die KIs sind als etabliertes Angebot für 
beide Seiten wichtig: sowohl für die Beratung der Kinder, Jugendlichen und Eltern so-
wie der Anbieter im Bildungsbereich als auch für die Vernetzung der Akteure. Wenn 
Sie das weiterdenken wollen, empfehlen wir, die KIs stärker zu vernetzen. Vielleicht 
kann man sie in Sachen Steuerung und Controlling, bei all diesen Dingen, noch wei-
terentwickeln. Außerdem sollten Sie die Orientierung in Richtung Zivilgesellschaft, 
etwa der Laiensprachmittler, aufrechterhalten. Ich glaube, dass das eine ganz wert-
volle Ressource ist. 
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Das waren die vier Paragrafen, die wir Ihnen hier vorstellen konnten. Wir haben uns 
aber mehr angeschaut und geben Ihnen einen kurzen Überblick über vier weitere Pa-
ragrafen. 

Marietta Müller (SYSPONS): Sie sehen hier die §§ 5, 9, 10, 11. 

(siehe Anlage 1, Seite 9) 

Ich gehe kurz auf diese Themen ein. In § 5 geht es um Teilhabe in Gremien. Ziel ist 
es, Menschen mit Einwanderungsgeschichte bei der Besetzung von Landesgremien, 
die einen Bezug zu Belangen der Menschen mit Einwanderungsgeschichte aufweisen, 
stärker zu berücksichtigen. Hier haben wir gesehen, dass die Datenlage sehr begrenzt 
ist. In nur wenigen Fällen machen die ausgewählten Landesgremien bereichsspezifi-
sche Vorgaben zur Teilhabe von Menschen mit Einwanderungsgeschichte. Es gibt 
häufig keine Erfassung, sodass man nicht gut beantworten kann, ob die Besetzung so 
ausgewogen ist, wie vorgesehen. In der Evaluation wird empfohlen, in der Umset-
zungsstrategie hinsichtlich dessen, wie sich diesem Thema genähert werden soll, kon-
kreter zu definieren, was unter einer ausgewogenen Repräsentanz der verschiedenen 
gesellschaftlichen Gruppen verstanden wird. 

§ 9 betrifft das Kommunale Integrationsmanagement. Dieses Vorhaben ist von sehr 
großer Relevanz, war von einer großen Änderung bei der Novellierung betroffen. KIM 
wurde rechtlich und finanziell langfristig abgesichert. Wir behandeln das heute aber 
nicht, weil es zu diesem Thema eine gesonderte Evaluation gibt, die inzwischen abge-
schlossen ist und diesem Gremium vorgestellt werden wird. 

In § 10 geht es um den Aspekt der Integration durch Bildung. Hier haben wir auf ein 
konkretes Projekt geschaut, und zwar die schulnahen Angebote in Zentralen Unter-
bringungseinrichtungen des Landes. Das wird grundsätzlich positiv bewertet, denn es 
bietet Kindern und Jugendlichen, die nicht schulpflichtig sind, einen Zugang zu Bil-
dung. Während unseres Betrachtungszeitraums war dieses Angebot noch recht neu, 
also noch im Aufbau befindlich. In wesentlichen Punkten, etwa was Lehrinhalte, Grup-
pengrößen, Unterrichtsräume angeht, entsprach es den Vorgaben des Erlasses. Es 
war für die Kinder und Jugendlichen aber noch nicht flächendeckend und nicht immer 
im vorgesehenen Umfang von 25 Wochenstunden verfügbar. Trotz diverser Heraus-
forderungen in der Praxis ist dieses Angebot für die Kinder und Jugendlichen sehr 
wertvoll. Gleichwohl muss darauf hingewiesen werden, dass es das Risiko von Bil-
dungsabbrüchen für Kinder und Jugendliche, die über einen langen Zeitraum in den 
ZUEs leben, nicht verhindern kann. 

§ 11 hat die Integration durch Erwerb der deutschen Sprache, Ausbildung und Arbeit 
zum Thema. Darauf möchten wir nur kurz eingehen, denn die Verantwortung für die 
Rahmenbedingungen für den Arbeitsmarkteintritt liegen überwiegend auf Bundes-
ebene. Im Betrachtungszeitraum ist auf dieser Ebene sehr viel in Bewegung gewesen. 
Nichtsdestotrotz kann das TIntG bei diesem Thema unterstützend wirken, was es auch 
tut. Im Betrachtungszeitraum sind einige Initiativen des Landes umgesetzt worden, die 
Lücken füllen. Wir sehen, dass das dazu beiträgt, das Zusammenwirken von Bundes- 
und Landesebene zu stärken. So gab es Landesinitiativen, die insbesondere bei der 
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Integration junger Geflüchteter positive Effekte zur Folge hatten und jetzt kommunal 
zu verstetigen sind. Der Beirat „Integration von geflüchteten Menschen in Arbeit und 
Ausbildung“ wird im Hinblick auf die Effizienz des Informationsflusses zwischen den 
relevanten Akteuren sehr positiv bewertet. 

Das war eine kurze Übersicht über diese Themen. Der Bericht enthält weitere Themen, 
wie Sie sehen werden. 

Dr. Christoph Emminghaus (SYSPONS): Danke fürs Zuhören, ich bin gespannt auf 
Nachfragen. Ich wünschen Ihnen weiterhin ein gutes Gelingen bei der Arbeit in diesem 
Themenfeld. 

(Beifall) 

Thomas Nückel (FDP): Vielen Dank für die Präsentation und den informativen Ritt 
durch die Ergebnisse. – Ich habe anderthalb Fragen – wie ich es mal bezeichnen 
möchte. Die halbe zielt auf das Verfahren. Sie sagten, dass Sie bei den Stakeholdern, 
zum Beispiel in den Kommunen oder bei den Bezirksregierungen, auf Online- und Te-
lefonbefragungen gesetzt hätten. Wie tief ging das? Ich nehme an, dass es bei den 
Bezirksregierungen die Integrationsbeauftragten waren. Endete es bei den Städten bei 
den Dezernenten? Die haben ja meist einen positiven Blick, und erst wenn man tiefer 
in die Verwaltung hineingeht, merkt man, wo es hakt oder auch nicht hakt. Wie weit 
also ging das? Das habe ich auf die Schnelle nicht gefunden, vielleicht können Sie mir 
das sagen. 

Die zweite Frage ist ein bisschen umfassender. In der Evaluation wird die im Gesetz 
vorgesehene finanzielle Mindestförderung für die integrationspolitische Infrastruktur – 
so nenne ich das jetzt mal – hervorgehoben. Inzwischen allerdings wurde die gesetz-
lich vorgesehene Dynamisierung für zwei Haushaltsjahre ausgesetzt. Inwiefern könn-
ten dadurch die Ziele des Gesetzes gefährdet werden? Ich hoffe, ich habe es nicht zu 
kompliziert formuliert. 

Silvia Gosewinkel (SPD): Ich habe drei Nachfragen und würde die gebündelt hinter-
einander formulieren. Vielen Dank für den kompakten Vortrag. Es ist ja ein sehr um-
fassender Evaluationsbericht zu einem wichtigen und umfangreichen Gesetz. Ich 
danke Ihnen sehr, dass Sie das on Point zusammengefasst haben. Ich kann mir vor-
stellen, dass es in der Vorbereitung nicht so leicht war, die Stellschrauben herauszu-
suchen. 

Der erste Bereich, auf den ich eingehen möchte, ist die interkulturelle Öffnung der 
Landesverwaltung. Das ist ein Thema, mit dem wir uns seitens der SPD-Fraktion 
schon lange beschäftigen und bei dem wir auch schon häufiger nach Zahlen bzw. da-
nach gefragt haben, was die Landesregierung hier plane. Sie hatten als Maßnahme 
erwähnt, dass erst einmal Zahlen bzw. Zielmarken erhoben werden müssten. Wissen 
Sie, ob es Pläne gibt, zur Migrationsgeschichte von Mitarbeitenden zu erheben? Ihre 
Handlungsempfehlung, das in die Führungskräfteausbildung mit aufzunehmen, fand 
ich sehr spannend. Das ist eine Maßnahme, die recht leicht umgesetzt werden kann. 
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Meine zweite Nachfrage geht eher in Richtung der Ministerin und bezieht sich auf den 
Bereich der Frauen am Arbeitsmarkt: Werden konkrete Maßnahmen geplant, um die 
doppelte Benachteiligung von Frauen mit Migrationsgeschichte am Arbeitsmarkt ab-
zubauen? Dabei geht es vor allem um die Sprachkurse und die Kinderbetreuung. 

Das dritte Thema, das uns beschäftigt, betrifft die Unterstützung des Ehrenamts. Wir 
hatten im letzten Jahr einen guten Bericht zu zehn Jahre „Wir schaffen das!“, in dem 
die Relevanz des Ehrenamts für die Integration deutlich wurde. Im Haushaltsjahr 2025 
haben wir aber immense Kürzungen beim Förderprogramm „KOMM AN“, das als sehr 
effizient galt. Da in der Evaluation deutlich gemacht wird, wie wichtig das Ehrenamt für 
die Zusammenarbeit sei: Gibt es da entsprechende Bestrebungen? Das war auch eine 
Frage an die Ministerin. 

Marietta Müller (SYSPONS): Pauschal ist die Frage schwer zu beantworten, weil wir 
für jeden Paragrafen speziell geschaut haben, wer für diesen Bereich beteiligt wird. Es 
wurde eben schon angesprochen, dass insgesamt sieben Onlinebefragungen ge-
schaltet wurden, natürlich verteilt auf die verschiedenen Paragrafen. Wir haben bei-
spielsweise auch alle drei kommunalen Spitzenverbände eingeladen, Stellungnahmen 
abzugeben. Wir haben den Landesbeirat für Teilhabe und Integration befragt. Wenn 
es um die fachliche Akteurslandschaft ging, haben wir immer eine Auswahl von Inter-
viewpartnern vorgenommen, die unsere Onlineergebnisse in den Kontext eingeordnet 
haben. So haben wir uns den verschiedenen Paragrafen genähert. Man könnte hier 
sehr in die Tiefe gehen. Für die Evaluation insgesamt ist das schwer zu beantworten, 
ich könnte aber spezifisch beantworten, wen wir gefragt haben. 

Dr. Christoph Emminghaus (SYSPONS): Ich gebe Ihnen ein Beispiel: Wir haben 
über die KIs als große Säule gesprochen. Da haben wir qualitative Interviews geführt. 
Im Kern haben wir aber nicht auf der Dezernentenebene gefragt, sondern die Schul-
aufsichten in allen Bereichen und die KI-Leitungen. Wir haben die beiden gegeneinan-
dergestellt: Ist es aus Sicht der Schulaufsichten, aus Sicht der KIs sinnvoll, was da 
gemacht wird? Wo passt es zusammen? Wo geht es auseinander? Wir sind also weit 
über den Kreis der Dezernenten und Integrationsbeauftragten hinausgegangen. Das 
hätte nicht gereicht. Wir brauchten dieses Bild. 

Zur Dynamik: Die wurde im Evaluationszeitraum ausgesetzt. Dazu können wir nichts 
sagen. Die Effekte sieht man hinterher. Da sind wir leider blind. Das ist nach 2024 
geschehen. 

IKÖ: Wir haben gesehen, dass die Fortbildungen da sind. Die Datengrundlage ist, wie 
sie ist, das haben wir auch gesehen. Es gibt ja immer den Widerspruch zwischen ge-
setzlichem Datenschutz und dem Wunsch, mehr Daten zu haben. Aus dieser Perspek-
tive wünscht man sich für IKÖ mehr Daten, wir verstehen aber die Gründe, warum es 
diese Daten nicht gibt. Dazu, welche Bestrebungen es im Land gibt, können wir nichts 
sagen. 
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Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Danke für das große Interesse an dem Be-
richt. Ich finde das wichtig, weil uns ja das Ziel eint, zu schauen, wo es Verbesserungs-
bedarf gibt. Vielen Dank also für die Nachfragen. 

Ich werde mit dem Haushalt bzw. der Dynamisierung der Förderung der integrations-
politischen Infrastruktur bzw. deren Aussetzung starten; das ist in § 3 TIntG festgehal-
ten. Dass die Dynamisierung ausgesetzt worden ist, wissen Sie natürlich, weil es par-
lamentarisch beraten, diskutiert wurde. Es ist schließlich ein Gesetz, also muss es 
entsprechend geändert werden. Sie wissen auch, in welcher haushalterischen Lage, 
in welcher Wirtschaftslage wir uns befinden. Steuereinnahmen bleiben aus, die Haus-
haltslage ist insgesamt angespannt. Deshalb mussten auch in anderen Bereichen sehr 
schmerzhafte Einschnitte vorgenommen werden. An vielen Stellen wäre es wün-
schenswert gewesen, für Dynamisierungen zu sorgen. Ich glaube, dazu muss ich nicht 
weiter ausholen, Sie kennen die Hintergründe. 

Ich will aber auf etwas hinweisen, weil ich das für die Diskussion wichtig finde: Letztlich 
relevant sind die tatsächlich veranschlagten und verausgabten Mittel für die Infrastruk-
tur im Integrationsbereich und nicht nur das, was gesetzlich als Mindestförderung fest-
gelegt ist. Wenn man sich das anschaut, stellt man fest, dass wir im Jahr 2025 eine 
Verausgabung von rund 138 Millionen Euro hatten und für das laufende Haushaltsjahr 
2026 rund 148 Millionen Euro veranschlagt sind. Wir sind also über dem, was gesetz-
lich festgeschrieben ist. Wir machen das, weil uns die integrationspolitische Infrastruk-
tur wichtig ist. Ich glaube, es eint uns, dass wir diese Finanzierung, diese Förderung 
für gut investiertes Geld halten. 

„KOMM AN“ und Ehrenamt: Ich glaube, auch hier sagen zu können, dass uns die An-
sicht eint, dass wir auf das Ehrenamt angewiesen sind, dass das Ehrenamt im Bereich 
der Integration, der Teilhabe enorm wichtig ist für das Ankommen von Menschen, die 
neu hierhergekommen sind, für das Gelingen. Über das nach Solingen geschaffene 
Maßnahmenpaket sind nochmals Mittel zur Verfügung gestellt worden, und die Koali-
tion, die regierungstragenden Fraktionen haben dafür gesorgt, dass Fördermittel zur 
konkreten Unterstützung des Ehrenamts bereitgestellt werden. Das ist erfolgt, und da-
mit wurde ein Großteil der „KOMM AN“-Mittel kompensiert. Die Laiensprachmittler-
pools, die in Ihrer Evaluation genannt, sehr positiv hervorgehoben werden, sind erhal-
ten geblieben. 

Ich bin sehr dankbar für die Frage nach der interkulturellen Öffnung, weil ich das per-
sönlich sehr relevant finde. Hier muss man sagen, dass natürlich jede Verwaltung 
selbst dafür verantwortlich ist, für entsprechende Fortbildungen zu sorgen. Wir haben 
natürlich vor allem geguckt, was wir eigentlich bei uns im Haus machen. Ich sehe mich 
in der Verantwortung dafür, dass unser Ministerium als Chancenministerium eine be-
sondere Vorbildfunktion hat. Deshalb haben wir da natürlich nachgefragt: Wie sieht es 
bei uns eigentlich konkret aus? Bei uns im Haus ist das Thema der interkulturellen 
Öffnung als Bestandteil in die hausinterne Fortbildung für Nachwuchsführungskräfte 
integriert. Bei den Einführungsveranstaltungen, beim Onboarding für neue Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter des Ministeriums spielt die interkulturelle Öffnung eine Rolle. 
Zudem wurde eine hausweite Veranstaltung zum Thema der interkulturellen Öffnung 
durchgeführt. Wir haben außerdem die Stellenausschreibungen angepasst, sodass es 
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jetzt eine Ermutigungsklausel gibt. Ich glaube schon, dass das wesentliche Maßnah-
men sind. Mit dem Thema der interkulturellen Öffnung sollten sich alle Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter auseinandergesetzt haben. Es braucht Wissen darüber, eine Sensibi-
lisierung. 

Sie hatten angesprochen, dass wir nur eine dünne Datengrundlage hinsichtlich der 
Beschäftigung von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte hätten. Das betrifft die 
Frage, wie viele Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit Einwanderungsgeschichte, mit 
internationaler Familiengeschichte wir in der Landesregierung, in den Verwaltungen 
beschäftigen. Dazu kann man grundsätzlich sagen, dass wir noch nicht soweit sind, in 
der Verwaltung eine hinreichende Repräsentanz der Bevölkerung abzubilden. Gleich-
zeitig stehen wir aber vor der Herausforderung – Stichwort „Datengrundlage“ –, dass 
niemand bei der Einstellung einen Haken dazu setzt, ob er oder sie eine Migrations-
geschichte hat oder nicht. Ich würde es auch als schwierig empfinden, das abzufragen. 
Insofern können wir das nur über eine freiwillige Abfrage gewährleisten. Das ist die 
Schwierigkeit, die wir hinsichtlich der Datengrundlage letztlich haben. 2021 ist das mal 
erhoben worden; eine grundsätzlich freiwillige Datenerhebung, eine Abfrage. Die Zah-
len habe ich aber gerade nicht vorliegen. 

Frauen mit Migrationsgeschichte am Arbeitsmarkt: Dazu macht das Haus natürlich 
auch einiges. Es hilft natürlich, dass beide Themen bei uns im Haus angesiedelt sind, 
wir also genau diese Schnittstelle haben. Am Chancenministerium finde ich übrigens 
wirklich schön, dass wir so viele Schnittstellen haben, sodass man gut an den jeweili-
gen Themen arbeiten kann. Wir haben in Nordrhein-Westfalen 15 Kompetenzzentren 
„Frau und Beruf“ in den Arbeitsmarktregionen. Dort ist die Förderung von Frauen mit 
Migrationsgeschichte ein Themenschwerpunkt. 

Darüber hinaus haben wir das Projekt „PerMenti“, ein Mentoringprogramm für Frauen. 
Das habe ich mir kürzlich in einem anderen Zusammenhang angesehen. Ich finde das 
sehr spannend. Es geht darum, neu zugewanderte Frauen, meist geflüchtete Frauen, 
zu begleiten und zu qualifizieren, damit sie hier den Einstieg in den Arbeitsmarkt schaf-
fen. 

Nordrhein-Westfalen hat in diesem Jahr den Vorsitz der Integrationsministerkonferenz, 
die wird im April in Nordrhein-Westfalen stattfinden. Die IntMK wird sich mit dem 
Thema der Unterstützung von Frauen mit Einwanderungsgeschichte beschäftigen. 

Ich möchte außerdem darauf hinweisen, wie wichtig die Integrationskurse sind, wie 
wichtig die freiwillige Teilnahme an den Integrationskursen ist. Sie wissen, dass wir 
den Bundesinnenminister dazu angeschrieben haben. Ich bin absolut überzeugt da-
von, dass der Erwerb der Sprache ein wichtiger Schlüssel zur Integration ist, auch in 
den Arbeitsmarkt. 

Peter Blumenrath (CDU): Frau Müller, Herr Dr. Emminghaus, vielen Dank für den 
Einblick und die Vorstellung der Ergebnisse. – Ich hätte noch zwei Fragen. Im Zusam-
menhang mit § 6 schreiben Sie, dass „Menschen mit Einwanderungsgeschichte“ man-
che Diskriminierungserfahrungen unzureichend erfasse. Deswegen wäre es für uns 
spannend, zu erfahren, welche konkreten Schutzlücken Sie sehen, und inwieweit das 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 15 - APr 18/1151 

Integrationsausschuss  25.02.2026 
50. Sitzung (öffentlich) bas 

Landesantidiskriminierungsgesetz, wenn wir es auf den Weg bringen, helfen wird, 
diese zu schließen. 

Im Zusammenhang mit § 11 interessiert mich die positive Veränderung im Bereich der 
Integration junger Geflüchteter. Haben Sie im Zuge der Evaluation Ansatzpunkte erar-
beitet, wie wir da noch besser vorwärtskommen könnten? 

Enxhi Seli-Zacharias (AfD): Ich möchte mit dem Themenkomplex „Antidiskriminie-
rung“ starten. Ich habe mir Ihre Homepage angeschaut, Sie haben schon zahlreiche 
Publikationen veröffentlicht. Sie haben hier konkrete Zahlen spezifisch zu Nordrhein-
Westfalen angeführt. Können Sie aus Ihrer bisherigen Arbeit heraus eine Art Ranking, 
einen Zahlenvergleich mit anderen Bundesländern anstellen, sodass wir das einord-
nen können? Ich weiß, dass die Frage sehr spezifisch ist, und ich weiß nicht, ob Sie 
darauf eine Antwort haben. 

Frau Müller, Sie haben den Beirat „Integration von geflüchteten Menschen in Arbeit 
und Ausbildung“ angesprochen. Sie haben das aber nur im Ansatz thematisiert. Haben 
Sie dazu vielleicht einige Zahlen? Sie haben das als relativ erfolgreiches Projekt dar-
gestellt. Haben Sie irgendwelche Bezugsgrößen, auf die Sie näher eingehen könnten? 
Speziell dazu habe ich nichts gefunden. 

Meine letzte Frage geht an die Ministerin. Bei der Präsentation habe ich gehört, dass 
es weitere Evaluationen gebe. Ganz allgemein gefragt: In welchem Kostenrahmen be-
wegt sich so eine Evaluation? Können Sie einen ungefähren Rahmen nennen? Das 
vor dem Hintergrund, dass es noch weitere Evaluationen geben wird. 

Benjamin Rauer (GRÜNE): Vielen Dank an die Berichtenden. – Ich habe eine Frage 
zur Teilhabe und Partizipation von Menschen mit internationaler Familiengeschichte. 
Wir haben gerade gehört, dass hinsichtlich der Mitarbeiterschaft der öffentlichen Ver-
waltung noch viel zu tun ist. Wenn wir uns politische oder andere Gremien angucken, 
stellen wir fest, dass da auch noch viel zu tun ist. Können Sie sagen, welche Punkte 
man angehen müsste, um den Ansatz zu vergrößern? 

Silvia Gosewinkel (SPD): Frau Ministerin, es freut mich sehr, dass uns viele Ziele 
einen. Mir ist bewusst, dass Sie erst seit Kurzem in der neuen Rolle sind. In puncto 
Ehrenamt möchte ich Ihnen gerne spiegeln, wie das bei mir Wahlkreis ist. Mir ist be-
wusst, dass Gelder ermöglicht wurden, die für das Ehrenamt, aber auch für andere 
Dinge einsetzbar waren. Als Ministerin wissen Sie, dass viele kommunaler Haushalte 
auf Kante genäht sind, außerdem viele Pflichtaufgaben umgesetzt werden müssen 
etc. Der Spielraum der Kommunen ist sehr begrenzt. In puncto Ehrenamt ist es so, 
dass bei mir im Wahlkreis, im Kreis Unna einzelne Kommunen einspringen. Wenn man 
sich die Flüchtlingsinitiativen anschaut, die sich 2015 neu gebildet haben, stellt man 
fest, dass die Ehrenamtler älter geworden sind. Es ist zum Beispiel unheimlich schwie-
rig, Nachfolgende für freiwillige Sprachkurse zu finden. Dafür braucht es eine gesi-
cherte, strukturelle Unterstützung. Das würde ich Ihnen gerne spiegeln, weil das am 
Ende des Tages etwas ist, das unsichtbar geworden, verschwunden ist, weil das eben 
nicht mehr möglich ist oder auch, weil Begegnungsstätten nicht mehr angemietet 
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werden konnten. Manche sind so kreativ und so gut vernetzt, dass sie das über Spen-
den kompensieren können. Das alles ist von außen gar nicht sichtbar. 

Wenn wir mittels verschiedener Studien, Evaluationen, Berichte feststellen und poli-
tisch kommunizieren, wie wichtig das Ehrenamt für Integration ist, halte ich es auch für 
unsere Aufgabe, das fest und gesichert im Haushalt zu verankern. Es geht darum, das 
Ehrenamt zu entlasten – das sagen wir auch gerne in Sonntagsreden –, und es hin-
sichtlich der Finanzierung nicht am langen Arm verhungern zu lassen. 

Marietta Müller (SYSPONS): Danke für die Fragen. – Eine davon bezog sich auf Dis-
kriminierungserfahrungen, die nicht ausreichend erfasst würden. Das liegt daran, dass 
es im Gesetz eine sehr genaue Definition dazu gibt, wer unter die Gruppe von Men-
schen mit Einwanderungsgeschichte fällt. Ein Kriterium ist beispielsweise, dass ein 
Elternteil im Ausland geboren wurde. Unter diese knappe Definition fallen einige Men-
schen aber nicht, etwa diejenigen, die in der dritten Generation hier leben. Im Sinne 
des Gesetzes sind sie keine Menschen mit Einwanderungsgeschichte mehr, aber bei 
diesem Themenspektrum werden sie natürlich häufig noch mitgedacht und mitge-
meint. Hier ist auch die Intersektionalität zu betrachten, also unterschiedliche andere 
Gründe, aus denen man Diskriminierung erfährt. Es gibt weitere Gruppen, die in der 
Landesverwaltung auch wenig repräsentiert sind. 

Es gab auch eine Frage zur Integration junger Geflüchteter und dazu, was wir uns in 
dieser Richtung angeschaut hätten. Das waren zwei konkrete Landesinitiativen: „Ge-
meinsam klapptʼs“ und „Durchstarten in Ausbildung und Arbeit“. Zu dieser Zeit waren 
das Pilotprojekte. Wir können nur sagen: Damals wurden Ansätze erarbeitet, auch 
Netzwerke bzw. Strukturen geschaffen, um Fälle bearbeiten zu können. Es wurde an 
das Kommunale Integrationsmanagement herangetragen, diese Ansätze fortzuführen. 
Inwieweit das weiter gestaltet wird, liegt dann bei den Kommunen. 

Dr. Christoph Emminghaus (SYSPONS): Zum Wunsch nach Landesvergleichen, 
Rankings und dergleichen: Ich als Zahlenmensch kann sofort nachvollziehen, dass 
man sich wünscht, vergleichen zu können. Das ist im Detail aber oft gar nicht so leicht. 
Wir haben Daten für Teile von NRW erhoben, aber wir haben keinen Maßstab für den 
Vergleich mit anderen Ländern. Das müsste man anders angehen, da müsste man 
vom Bund aus schauen, was die anderen Länder machen. Ich kann nur vom Hören-
sagen her berichten: Wenn wir woanders unterwegs sind, stellen wir fest, dass NRW 
immer ganz weit oben steht, ein Beispiel ist, auf das man schaut. NRW wird als Land 
gesehen, das bei der interkulturellen Öffnung, bei der Frage, was man gegen Diskri-
minierung macht, sehr weit ist. Aber das kann ich bei beiden Bereichen leider nicht mit 
Zahlen hinterlegen. 

Hinsichtlich der Partizipation von Menschen mit internationaler Familiengeschichte ha-
ben wir klare Befunde, dass sich in den Gremien bisher wenig getan hat. Wir haben 
gefragt, woran das liegt, und festgestellt, dass es verschiedene Mechanismen gibt. So 
werden Gremien nicht jedes Jahr neu besetzt, es gibt Zeitfenster. Nach der Novelle 
zum Beispiel dauerte es eine Weile, bis das nächste Mal alle Gremien besetzt wurden. 
Wir haben außerdem festgestellt, dass Gremien, die nicht zu Teilhabe und Integration 
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arbeiten, sagen: Das Thema wollen wir auch noch mitnehmen. – Es gibt aber kein 
Bewusstsein hinsichtlich der gesetzlichen Regelung und dafür, dass das für alle bzw. 
viele Gremien beschrieben wird. Deshalb haben wir am Anfang auch gesagt, dass man 
das Gesetz bekannter machen sollte. Wenn es keiner weiß, wird es einfach nicht be-
rücksichtigt. 

Ebenfalls ein Thema ist die wahrgenommene Qualifikation bei der Zielgruppe, die wir 
da gerne drin hätten. Die fragen sich, ob sie geeignet seien, in diese Gremien hinein-
zugehen, sagen sich dann aber, dass sie sich da nicht sähen. 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Ich starte mit dem Thema „ Ehrenamt“: Frau 
Gosewinkel, Sie haben recht, dass es nicht bei den sogenannten Sonntagsreden blei-
ben darf. Bis vor vier Wochen war ich noch Mitglied des Hauptausschusses des Hohen 
Hauses, der sich sehr intensiv mit dem Thema „Ehrenamt“ beschäftigt. Diese Landes-
regierung hat in den letzten Jahren sehr viel geleistet, um das Ehrenamt insgesamt zu 
stützen und zu stärken, etwa mittels einer eigenen Ehrenamtsstrategie und mit sehr 
vielen Maßnahmen, die alle Bereiche unterstützen, in denen Menschen ehrenamtlich 
aktiv sind. Ich will also sehr grundsätzlich feststellen, dass es hier nicht um Sonntags-
reden geht, da diese Landesregierung handelt und in den letzten Jahren eine Menge 
auf den Weg gebracht hat. Wir haben das im Hauptausschuss auch immer interfrakti-
onell begleitet, unterstützt, befürwortet, damit das so passiert. 

An dieser Stelle danke ich für die Schilderung aus dem Wahlkreis. Ich finde es immer 
wichtig, zu hören und wahrzunehmen, was von vor Ort berichtet wird, weil das genau 
die Berichte sind, die wir brauchen. 

Ich möchte darauf hinweisen, dass mittels des Pakets, der Ergänzungsvorlage wahr-
scheinlich noch mal eine Menge Geld zur Verfügung gestellt wird. Es ist also nicht so, 
dass hier Gelder einfach wegbrechen würden, da viele Mittel auch kompensiert wur-
den. 

Die Frage nach den Kosten der Evaluation kann ich nicht beantworten, das müsste 
gleich die Fachabteilung machen. Ich will aber grundsätzlich darauf hinweisen, dass 
wir als Landesregierung eine gesetzliche Pflicht haben, Evaluationen durchzuführen. 
Meiner Erfahrung als Parlamentarierin nach ist es auch wichtig, dass Gesetze die im 
Parlament beschlossen werden, evaluiert werden. Schließlich muss es auch darum 
gehen, zu schauen, ob die Gedanken, die man sich gemacht hat, und die Regelungen, 
die man getroffen hat, so funktionieren wie vorgesehen. Wenn das nicht der Fall ist, 
muss man nachschärfen, muss man dafür sorgen, dass mehr passiert. Deshalb finde 
ich Evaluationen richtig und wichtig. 

Jetzt möchte ich auf die Frage von Herrn Blumenrath nach dem Schutz vor Diskrimi-
nierung eingehen – ich hoffe, dass ich sie richtig verstanden habe. Es ging ja auch um 
Schutzlücken. Das vom Deutschen Bundestag beschlossene Allgemeine Gleichbe-
handlungsgesetz ist seit 2006 in Kraft. Wir feiern also in diesem Jahr sein 20-jähriges 
Bestehen. Damals, als es beschlossen wurde, war es ein Meilenstein beim Schutz vor 
Diskriminierung. Allerdings bezieht sich das AGG vor allen Dingen auf den privatrecht-
lichen Bereich und nicht auf das Verhältnis von Bürgerinnen und Bürgern zu 
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Landesbehörden. Da haben wir also eine rechtliche Schutzlücke, die es jetzt zu schlie-
ßen gilt. Das Haus hat einen Gesetzentwurf vorgelegt, der war auch schon in der Ver-
bändeanhörung; wir werten gerade die umfangreichen Stellungnahmen aus. Im Ge-
setz wird in erster Linie vorgesehen, dass gegebenenfalls vorliegendes diskriminieren-
des Verhalten abzustellen ist. Das ist mir wirklich sehr wichtig. 

Ich kann mich noch gut daran erinnern, dass es im Zuge der Einführung des LADG in 
Berlin große Befürchtungen gab, dass Klagewellen auf die Behörden zukommen könn-
ten, und die Frage aufkam, was das für die einzelne Beamtin, den einzelnen Beamten 
bedeuten würde. Man muss sagen, dass die in Berlin befürchtete bzw. vorhergesagte 
Klagewelle ausgeblieben ist; es hat sie nicht gegeben, es hat nur vereinzelte Klagen 
gegeben. 

Es geht auch darum, die Rechte von Betroffenen zu stärken und zu ermöglichen, auf 
Schadenersatz zu klagen – das finde ich auch wichtig –, aber in erster Linie ist das 
Ziel, dass derartiges Verhalten abgestellt wird, und erst dann kommt die Möglichkeit 
einer individuellen Klage. Die ginge übrigens nicht gegen die einzelne Beamtin, den 
einzelnen Beamten, sondern immer gegen die Institution – auch das finde ich wichtig. 
Verantwortlich dafür, dass keine Diskriminierung stattfindet, sind die Institutionen. Das 
kann zum Beispiel Schule sein, von der wir aus Befragungen wissen, dass das ein Ort 
ist, an dem diskriminierendes Verhalten vorkommt. Ich finde es übrigens wichtig, zu 
thematisieren, dass Schule ein solcher Ort ist, denn nur wenn man offen darüber redet, 
kann man sich damit auseinandersetzen. Es gilt aber für jeden öffentlichen Ort, für 
jede Behörde, dass sie sicher und diskriminierungsfrei sein müssen. Das ist das Ziel. 

Das LADG wird das Parlament demnächst erreichen, und dann können wir diese Dis-
kussion noch einmal intensiver führen. 

MDgt’in Carola Holzberg (MKJFGFI): Die Frau Abgeordnete hatte den Hinweis ge-
geben, dass weitere Evaluationen genannt, demnächst vorgelegt würden. Von meiner 
Seite der Hinweis: Evaluationen müssen, je nach Art und Umfang, nicht miteinander 
vergleichbar sein. Für diesen Bericht habe ich die genaue Zahl nicht da, aber der Be-
trag lag zwischen 145.000 Euro und 155.000 Euro, und der konkrete Arbeitszeitraum 
war zwischen Dezember 2023 und Juni 2025. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich danke Ihnen, Frau Müller, und Ihnen, Herr 
Dr. Emminghaus, dass Sie Ihre wertvolle Zeit zur Verfügung gestellt und den Bericht 
hier vorgestellt haben. 

(Beifall von allen Fraktionen) 

Dr. Christoph Emminghaus (SYSPONS): Danke für das Interesse und die Diskus-
sion. 
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2 Aktueller Sachstand zu Zugängen, Zuweisung, Unterbringung und Versor-
gung von geflüchteten Menschen in Nordrhein-Westfalen (regelmäßige Be-
richterstattung) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/4823 
Vorlage 18/4824 – Neudruck 

Sich auf die erwähnten drei geschlossenen Einrichtungen beziehend, möchte Lisa-
Kristin Kapteinat (SPD) wissen, ob es Planungen für weitere Schließungen gebe; und 
wenn ja: welche? Prinzipiell halte sie es übrigens für richtig, die Zahl herunterzufahren. 

MDgt’in Carola Holzberg (MKJFGFI) erinnert an die bestehende Zielvereinbarung, 
35.000 Plätze zu schaffen, davon 28.000 aktiv und 7.000 in Stand-by. Es handle sich 
aber um ein dynamisches System, auf der einen Seite würden Einrichtungen aufge-
baut, auf der anderen Seite würden sie abgebaut. Wie man dem Bericht Vorlage 
18/4823 entnehmen könne, sei Ende des vergangenen Jahres unter anderem die Not-
unterkunft Castrop-Rauxel geschlossen worden. Nähere Informationen dazu, welche 
Einrichtungen akut unter diese Dynamik fielen, werde sie nachliefern. 
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3 Vorstellung der Arbeit des Sachverständigenrats für Integration und Migra-
tion 

– Gespräch mit Prof. Dr. Winfried Kluth vom Sachverständigenrat für Integration 
und Migration (Präsentation siehe Anlage 2)

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich freue mich, Herrn Professor Kluth als Vorsitzen-
den des Sachverständigenrats für Integration und Migration begrüßen zu können. 
Herzlichen Dank, dass Sie da sind. Sie haben zugesagt, die Arbeit des Sachverstän-
digenrats vorzustellen; im Anschluss daran werden wir öffnen für ein paar Fragen und 
eine Diskussion. 

Prof. Dr. Winfried Kluth (Sachverständigenrat für Integration und Migration [per 
Video zugeschaltet]): Ich darf Sie herzlich begrüßen. Ich werde den Sachverständi-
genrat für Integration und Migration vorstellen, ich werde etwas zu den Aufgaben, zu 
unserer Arbeitsweise und zu aktuellen Themen sagen. 

Auf Bundesebene haben wir derzeit eine Debatte über den Sachverständigenrat zum 
Thema „Wirtschaft“. Dazu will ich den Hinweis geben, dass jeder Sachverständigenrat 
etwas anders ist und man deswegen nicht von einem auf alle anderen schließen kann. 
Wir sind eine gGmbH des Bundes, unser Gesellschafter ist das BMI. Wir wurden ur-
sprünglich von Stiftungen, von Mercator und anderen, gegründet. Weil das Ganze 
auch für die Bundespolitik wichtig war, sind wir dann auf diese Weise verstetigt wor-
den. 

Hier können Sie etwas zu unseren Aufgabenfeldern sehen. 

(siehe Anlage 2, Seite 3) 

Wir wurden als unabhängiges Gremium der wissenschaftlichen Politikberatung ge-
gründet und eingerichtet. Wir sind nicht nur für den Bund zuständig, sondern kümmern 
uns auch auf Länder- und Gemeindeeben um Fragen der Integration und Migration. 
Wir betrachten auch – das war in Ihren Beratungen ein wichtiges Thema – die Aktivi-
täten in der Zivilgesellschaft. Das ist nämlich sowohl bei der Integration als auch bei 
der Migration etwas, das man nicht weglassen kann. 

Blickt man auf den Einrichtungserlass, stellt man fest, dass die Aufgabe aus zwei gro-
ßen Blöcken besteht: Information und Beratung. Der erste Aufgabenbereich besteht 
darin, dass wir die Entwicklungen im Bereich von Integration und Migration beobach-
ten, wissenschaftlich fundiert analysieren und Orientierung geben. 

Ich kann mal vorgreifen auf das Jahresgutachten, das im Mai vorgestellt wird. Dafür 
haben wir uns mit dem Thema „Wohnen“ beschäftigt und eine sehr umfangreiche Be-
standsaufnahme gemacht: Wie sieht es im Augenblick eigentlich aus, von der Erstauf-
nahmeeinrichtung bis zum Übergang in den allgemeinen Wohnungsmarkt? 

Unsere Aufgabe ist es, den jeweiligen Zustand, also die Strukturen und Probleme, so-
wie die Entwicklungen möglichst wissenschaftlich fundiert zu beobachten und uns da-
bei politisch neutral zu verhalten. Intern haben wir gesagt, wir machen das nicht im 
Sinne von „entweder oder“, sondern vielmehr im Sinne von „sowohl als auch“. Wir 
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versuchen also, hinsichtlich der Themen verschiedene Erkenntnisse bzw. Aspekte 
sichtbar zu machen. 

Der zweite Auftrag ist handlungsorientiert. Wir nehmen zu aktuellen Fragen Stellung, 
beispielsweise zu Gesetzentwürfen, zu politischen Vorschlägen, zu Debatten, zu Maß-
nahmen, und versuchen, Sachargumente herauszuarbeiten und die Öffentlichkeit zu 
informieren. Wir haben eine eigene Presseabteilung, Öffentlichkeitsabteilung, die uns 
als Sachverständige bei der Kommunikation unterstützt, damit die im Migrations- und 
Integrationsbereich häufig komplexen und vielschichtigen Sachverhalte verständlich 
übermittelt werden. 

Auf der nächsten Seite der Präsentation gibt es einen Überblick dazu, wie wir verfasst 
sind. 

(siehe Anlage 2, Seite 4) 

Wichtig ist für uns die Unabhängigkeit. Wir sind also keine Ressortforschungseinrich-
tung in dem Sinne, dass wir nur Aufträge des Ministeriums abarbeiten würden, viel-
mehr sind wir in der Wahl unserer Fragestellungen und auch bei unseren Stellungnah-
men frei und allein wissenschaftlichen Kriterien verpflichtet. Das bedeutet zum Bei-
spiel, dass wir die einzelnen Themen für unsere Jahresgutachten frei wählen. Auch 
die Arbeitsschwerpunkte des wissenschaftlichen Stabs, wir werden von einer Arbeits-
gruppe unterstützt – darauf komme ich später noch –, können wir frei wählen. 

Bei der Auswahl der Mitglieder ist für uns wichtig, dass die wissenschaftliche Exzel-
lenz, die interdisziplinäre Vielfalt im Vordergrund stehen. Dafür haben wir eine unab-
hängige Findungskommission. Anders als etwa die Wirtschaftsweisen werden wir also 
nicht von einem politischen Organ berufen, sondern haben ein Kuratorium. Das Kura-
torium verfügt über eine laufend aktualisierte Liste mit Personen, die geeignet sind. 
Der Sachverständigenrat kann dann auf Grundlage dieser Liste einen Vorschlag ma-
chen, das ist immer eine Dreierliste, und das Kuratorium wählt dann aus diesem Kreis 
aus. Wir sind also unabhängig von politischen Einflussnahmen zusammengesetzt und 
können auch entsprechend arbeiten. 

Auf der nächsten Seite sehen Sie einen Überblick über die aktuelle Zusammenset-
zung. 

(siehe Anlage 2, Seite 5) 

Diese spiegelt unsere Interdisziplinarität, unsere räumliche Aufteilung und unseren Ge-
schlechterproporz wider. Wir legen Wert darauf, Männer und Frauen in ungefähr glei-
cher Zahl zu haben. Zu den Fächern: Ich repräsentiere Jura, außerdem haben wir 
Humangeografie, Religionswissenschaft, Pädagogik, Soziologie, Ökonomie und zwei-
mal Politikwissenschaft. 

Das ist ein besonders spannendes Arbeitsfeld für jeden Einzelnen von uns. In diesem 
Sachverständigenrat – so sage ich es immer anekdotisch – habe ich immer jemanden, 
der zu einem bestimmten Thema etwas sagen kann oder jemanden kennt, der etwas 
dazu sagen kann. Unsere Beobachtungsleistung ist sehr gut, weil wir die Themen, die 
wir im Sachverständigenrat behandeln, immer automatisch aus verschiedenen Wis-
senschafts- und natürlich auch Erfahrungsblickwickeln behandeln und diskutieren. 
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Wir haben auch immer ein oder zwei Mitglieder, die aus dem Ausland kommen, gerade 
ist es Sandra Lavenex aus Genf. Das ist auch hilfreich für uns, weil wir auf diese Weise 
unseren Blickwinkel weiten können. 

Zudem ziehen wir bei unserer Arbeit auch immer externe Expertisen hinzu, das heißt, 
für jedes Jahresgutachten werden drei, vier oder fünf externe Gutachten in Auftrag 
gegeben, und zwar für jene Stellen bezüglich derer wir im Sachverständigenrat keine 
ausreichende eigene Expertise haben. Darauf können wir uns also auch sehr gut stüt-
zen. 

In der nächsten Übersicht wird kurz skizziert, dass der Hauptfokus unserer Arbeit 
Deutschland ist, also Bund, Länder und Kommunen, wir aber auch die Entwicklung in 
Europa, in der Welt im Blick haben. 

(siehe Anlage 2, Seite 6) 

Wir sind in ein europäisches Netzwerk von Sachverständigenräten eingebunden, die 
sich auch mit Migration und Integration beschäftigen, und haben dort die Gelegenheit 
zum Erfahrungsaustausch. Punktuell ist das auch über diesen Rahmen hinaus mög-
lich. 

Auf der nächsten Seite haben wir vier Instrumente herausgehoben. 

(siehe Anlage 2, Seite 7) 

Am sichtbarsten sind die eigenen wissenschaftlichen Ausarbeitungen, das nimmt bei 
uns auch am meisten Zeit in Anspruch. Da sind einmal unsere Jahresgutachten, die 
immer 250 bis 300 Seiten haben und an denen wir auch immer ein ganzes Jahr arbei-
ten. Im Augenblick haben wir das Jahresgutachten 2026 in der Qualitätskontrolle, in 
der Endphase. Es wird im Mai bei der Bundespressekonferenz in Berlin vorgestellt. 
Parallel dazu legen wir das Thema für das Jahresgutachten 2027 fest, das jetzt vorbe-
reitet wird. Ähnlich wie in der Bundesliga gibt es immer etwas zu tun, wird kontinuierlich 
gearbeitet. 

Ein zweites Dauerthema, das allerdings im Schwerpunkt durch den wissenschaftlichen 
Stab bearbeitet wird, ist das sogenannte Integrationsbarometer. Im Zuge dessen wer-
den auf der Grundlage von Umfragen alle zwei Jahre Entwicklungen im Bereich der 
Integration bearbeitet. 

Zur Zukunft: Als drittes Dauerthema, mit dem wir uns dann periodisch beschäftigen 
werden, bereiten wir ein Kommunalpanel vor, um die Lage in den Kommunen, was 
Unterbringung und Bildung angeht, kontinuierlich und systematisiert beobachten zu 
können. 

Die beiden empirischen Projekte sind für uns eine wichtige Grundlage für Empfehlun-
gen, da man so sagen kann: Hier entwickelt sich etwas in eine gute oder weniger gute 
Richtung. – Auf Grundlage dieser Erkenntnisse können dann vertiefende Untersuchun-
gen gemacht werden. Zum Beispiel können Länder für ihre Bereiche um Sonderaus-
wertungen bitten. Wir haben immer wieder Anfragen bzw. Aufträge, uns bestimmte 
Aspekte in Bezug auf bestimmte Länder nochmals genauer anzuschauen. 
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Ein zweites Instrument sind eigene Veranstaltungen und Vorträge bzw. die Mitwirkung 
an Veranstaltungen. Wir machen anschließend an unser Jahresgutachten immer eine 
wissenschaftliche Fachkonferenz, auch zu den Ausarbeitungen des wissenschaftli-
chen Stabes zum Integrationsbarometer veranstalten wir solche Events. Das Gutach-
ten wird auch in den Regionen vorgestellt, das heißt, wir gehen in die einzelnen Bun-
desländer und stellen dort die Ergebnisse vor, damit das auch ortsnah rezipiert werden 
kann. 

Für mich als Vorsitzender ist der dritte Punkt wichtig. Wir bekommen sehr häufig An-
fragen von den Medien zu aktuellen Entwicklungen, und wir versuchen dann immer, 
auf Grundlage unserer Beschlüsse und Jahresgutachten zu antworten, Meinungsbei-
träge abzugeben. Wir haben auch kontinuierlich Anfragen, an Gutachten, an Veran-
staltungen mitzuwirken. Wir hatten zum Beispiel vor einigen Jahren das Thema „Kli-
maflüchtlinge“. Dieses Jahresgutachten führt dazu, dass wir immer wieder Anfragen 
bekommen, dass bei entsprechenden Veranstaltungen vorzustellen, weil das Thema 
weiter aktuell ist. 

Der letzte Punkt betrifft die Vernetzung mit politischen Akteurinnen und Akteuren. Das 
sind Hintergrundgespräche. Am Montag war ich beim Vizepräsidenten des Bundes-
amts für Migration und Flüchtlinge in Nürnberg. In der vorletzten Woche hatte ich ein 
Gespräch mit Frau Ataman, bei dem wir uns über Fragen der Migration und Diskrimi-
nierung ausgetauscht haben. Wir hatten auch Gespräche mit dem UNHCR, der IOM 
und den kommunalen Spitzenverbänden. Das ist immer auch wechselseitig wichtig, 
weil wir von diesen Organisationen Fragestellungen und eigene Beobachtungen mit-
bekommen und diese von uns Anregungen aufnehmen können. 

Hier gibt es einen vertiefenden Blick auf unsere Jahresgutachten. 

(siehe Anlage 2, Seite 9) 

Der Name besagt ja schon, dass es ein periodisches Produkt ist, wobei wir da eine 
kleine Unterscheidung haben. Bei uns hat es sich so entwickelt, dass wir alle fünf Jahre 
ein sogenanntes Bilanzgutachten machen. Dort wird die Entwicklung der letzten fünf 
Jahre hinsichtlich aller Teilaspekte von Migration und Integration zusammengefasst, 
gewürdigt und bewertet. Weil ja alle paar Wochen etwas Neues kommt, sind diese 
Gutachten sehr interessant für diejenigen, die sich mit Migrationspolitik beschäftigen, 
um zu erfahren, was die größeren mittelfristigen und langfristigen Entwicklungslinien 
bei diesem Thema sind. In den vier Jahren dazwischen widmen wir uns immer einzel-
nen Themenfeldern. 

Hier ist aufgelistet, was wir gemacht haben. 

(siehe Anlage 2, Seite 9) 

2023 ging es um Klimawandel und Migration, 2024 um die Integrations- und Migrati-
onspolitik der letzten Jahre, 2025 um Reformen; da haben wir uns sehr intensiv mit 
der Umsetzung bzw. Umsetzbarkeit von Gesetzen im Bereich der Migration und In-
tegration beschäftigt. 

Sie haben sich ja eben mit einer Evaluation befasst. Das ist nach unserer Erfahrung 
ein Punkt, der sehr wichtig ist. Auch das BAMF, wo wir am Montag waren, macht das. 
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Das BAMF hat eine Forschungsabteilung, und die hat die Integrationskurse der letzten 
Jahre evaluiert. 

Auf der nächsten Seite sehen Sie etwas zum SVR-Integrationsbarometer, das ich 
schon kurz erwähnt hatte. 

(siehe Anlage 2, Seite 10) 

Das machen wir mit einem Dienstleister zusammen. Das muss jedes Jahr neu finan-
ziert werden. Für die Umfragen werden Dienstleister beauftragt. Das wird seit 2020 
von Bund und Ländern gemeinsam gefördert, aber die Förderung muss wegen der 
Jährlichkeit der Haushalte immer wieder neu beantragt werden. Für Sie ist interessant, 
dass man dort auch vertiefende Auswertungen zu einzelnen Merkmalen oder Aspek-
ten auf Landesebene in Auftrag geben kann. Das ist aber ein zusätzlicher Arbeitsauf-
wand, und das muss vom Auftraggeber finanziert werden, weil wir dafür in der Regel 
auch einen erhöhten Personalaufwand haben. 

Auf der nächsten Übersicht sehen Sie die kleineren Sachen. 

(siehe Anlage 2, Seite 11) 

Das ist beispielsweise das Format „Kurz & bündig“ für den Transfer in Politik und Ge-
sellschaft. Bestimmte Grundinformationen fassen wir regelmäßig aktualisiert zusam-
men. So haben wir zu Themen wie Staatenlosigkeit oder Migration und Bundeswehr 
Ausarbeitungen, die der Information dienen und die zum Beispiel auch für Bildungs-
zwecke verwendet werden können. Das sind ziemlich viele wichtige Informationen, 
Informationsgrundlagen, die man auch digital auf unserer Homepage findet. 

Auf dieser Seite wird unser wissenschaftlicher Stab vorgestellt. 

(siehe Anlage 2, Seite 13) 

Im wissenschaftlichen Stab haben wir immer zehn bis 15 wissenschaftliche Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter, die ganz überwiegend sozialwissenschaftlich qualifiziert sind. 
Sie machen ihre eigenen Projekte; das sind teilweise auch Drittmittelprojekte, die wir 
einwerben und eigenständig publizieren. Dazu sehen Sie hier ein paar Beispiele. 

(siehe Anlage 2, Seite 13) 

Diese Projekte des Stabes werden in der Regel von zwei Mitgliedern des Sachverstän-
digenrates begleitet, das heißt, als Ratsmitglieder haben wir die Aufgabe, hier unter-
stützend und qualitätssichernd tätig zu werden. 

Ein Ausblick: Ich hatte schon kurz erwähnt, dass wir im Augenblick dabei sind, das 
Jahresgutachten zum Thema des Wohnens, der Unterbringung abschließend zu be-
handeln. Dafür haben wir uns intensiv unter anderem mit folgenden Fragen beschäf-
tigt: Wie sieht es im internationalen Vergleich mit der Segregation in deutschen Städ-
ten aus? Wie ist die Diskriminierung beim Zugang zu Wohnungen? Wir haben aber 
auch sehr aufmerksam die Forschung zu Erstaufnahmeeinrichtungen und anderen 
Gemeinschaftsunterkünften betrachtet, um zu sehen, wie dort die Rahmenbedingun-
gen sind und wie sich dort die neuen gesetzlichen Regelungen auswirken. Wir haben 
ja eine Neufassung der Aufnahmerichtlinie, die von den Ländern umgesetzt werden 
muss. Das sind Punkte, die dort eine Rolle spielen. 
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In der Vorbereitung wollen wir uns anschauen, wie es eigentlich im Bereich der euro-
päischen Freizügigkeit aussieht, weil es auch dort eine ganze Reihe von neuen Fra-
gestellungen und Problemen gibt. So ist zum Beispiel über die Hälfte des Menschen-
handels, mit dem wir es in Deutschland zu tun haben, innereuropäisch. Das ist also 
kein Menschenhandel, der Drittstaaten betrifft, sondern er findet innerhalb der Euro-
päischen Union statt. Das hängt auch mit einigen besonderen Strukturen zusammen, 
die es schwerer machen, zu steuern und aufmerksam zu sein. Das ist aber nur einer 
von mehreren Gesichtspunkten. 

So viel erst mal an grundlegenden Informationen dazu, was wir so machen. Wir sitzen 
übrigens in Berlin, neben der Charité neuerdings; wir sind mit unserem Büro umgezo-
gen, und das ist für uns ganz günstig, weil dann der Weg zum BMI und zu den Parla-
mentariern relativ kurz ist. – Vielen Dank. 

(Beifall) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Herzlichen Dank für die Vorstellung, Herr Professor 
Kluth. – Das ist ein spannender Bereich; wir haben dazu in den vergangenen Jahren 
auch ordentlich Erkenntnisse angesammelt. 

Als Auftakt möchte ich folgende Fragen in den Raum geben: Wie betrachten Sie die 
Umsetzung hinsichtlich all der Dinge, die Sie wissenschaftlich fundiert erhoben haben? 
Bekommen Sie das gut in die Breite der Politik? Wenn Sie eine Evaluation zu den 
vergangenen Jahren machen würden, wie sähe der Bericht mit Blick auf die Umset-
zung aus? 

Volkan Baran (SPD): Vielen Dank, Herr Professor Kluth, für die Vorstellung dessen, 
wie der Sachverständigenrat arbeitet. Für uns ist das allerdings nichts Neues, weil wir 
Sie auch schon mal in Berlin besucht haben. Außerdem freuen wir uns natürlich jedes 
Jahr auf die Publikation und das Treffen hier in Nordrhein-Westfalen. Für unsere Arbeit 
ist eine unabhängige und fundierte wissenschaftliche Expertise extrem wichtig. Vieles 
davon fließt auch in die Oppositionsarbeit hier in Nordrhein-Westfalen ein; in der Op-
position versuchen wir, einiges davon als Kompass mitzunehmen. Deshalb übermitteln 
Sie bitte auch der Mannschaft einen riesengroßen Dank. Die macht das mit sehr viel 
Herzblut, das merkt man. 

Meine Frage geht in eine ähnliche Richtung wie die des Vorsitzenden. Ihre Empfeh-
lungen sind ja sehr fundiert, und Sie geben dezidierte Handlungsempfehlungen. Wenn 
Sie Ihre Publikationen vorstellen, wird häufig auch der Blick in die Zukunft sehr klar 
aufgezeigt. In den meisten Fällen trifft das dann auch zu. Aber wie wird das angenom-
men, insbesondere in den Kommunen? Wir haben ja einen guten Zugang zu Ihnen, 
aber die Musik spielt hauptsächlich in den Kommunen, wo das miteinander organisiert 
werden muss. Das würde mich interessieren. 

Nochmals vielen Dank für die gute Arbeit, die in Berlin geleistet wird. Wir freuen uns 
auf den Besuch in den neuen Räumlichkeiten – das kündige ich für die SPD-Fraktion 
schon mal an. 
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(Heiterkeit von Prof. Dr. Winfried Kluth [Sachverständigenrat für In-
tegration und Migration] [per Video zugeschaltet]) 

Prof. Dr. Winfried Kluth (Sachverständigenrat für Integration und Migration [per 
Video zugeschaltet]): Die Frage, die beide gestellt haben, kann ich über den SVR hin-
aus beantworten, weil ich schon länger Politikberatung mache. Ich weiß, dass das 
Wichtigste bei Politikberatung Geduld ist, weil nicht jeder Rat, jede Einsicht sofort auf-
gegriffen werden. 

(Heiterkeit vom Vorsitzenden Dr. Gregor Kaiser und von Volkan Baran 
[SPD]) 

Man muss damit rechnen, dass es den passenden Moment braucht, um Dinge zu ver-
mitteln. 

Für uns besteht Politikberatung aber nicht nur darin, die Hausspitzen, also die politi-
schen Leitungen, zu erreichen, vielmehr pflegen wir auch Austausch auf der Ebene 
der Fachreferate. Da ist die Aufmerksamkeit eigentlich groß, und da wird das auch 
aufgenommen. Ich würde also sagen: Wir haben keinen Einfluss darauf, ob Herr 
Dobrindt oder jemand anderes in diese oder jene Richtung marschiert. Wenn politisch 
etwas beschlossen wurde, ist das von uns nicht zu ändern. Aber in vielen Aufmerk-
samkeitsfeldern, bei vielen Feinheiten haben wir in der Regel einen intensiven und 
offenen Austausch mit der Fachebene, und das hat auch Wirkung. Sie kennen das: 
Die Fachebenen der Ministerien können bei der politischen Gestaltung Einfluss neh-
men. Vor diesem Hintergrund kann man also nicht sagen, dass wir dieses oder jenes 
bewirkt hätten. Wir bekommen aber immer wieder das positive Feedback, dass unsere 
Ausarbeitungen für Entscheidungen, für das tägliche Geschäft hilfreich seien. 

Ein Gradmesser ist natürlich, sich das über einen längeren Zeitraum hinweg anzuse-
hen. Wir haben zum Beispiel ein Gutachten zum Thema „Gesundheit“ gemacht, weil 
im Pflegebereich viele Fachkräfte benötigt werden. Das wird schon sehr gründlich und 
aufmerksam rezipiert. Die Beobachtungen, die Ideen, die Vorschläge fließen in fachli-
che und politische Entscheidungen ein. 

Zum Thema „Kommunen“: Mit den Spitzenverbänden haben wir einen regelmäßigen 
Austausch, teilweise auch mit kreisfreien Städten und Landräten, weil in den Kommu-
nen überwiegend die Ausländerbehörden sitzen. Wir können natürlich nicht in die Tiefe 
wirken, weil wir dafür nicht aufgestellt sind, aber über die Verbände. Ich bin einmal im 
Jahr beim Deutschen Städtetag; ich habe eine sehr gute Beziehung zum Deutschen 
Landkreistag. Da gibt es einen regelmäßigen Austausch, und da werden unsere Stel-
lungnahmen auch immer aufmerksam studiert. Das wissen wir aus den persönlichen 
Begegnungen. 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich muss gestehen, dass wir im Moment keine wei-
teren Wortmeldungen zum Thema haben. Der erste Bericht heute scheint alle ermüdet 
zu haben. 

(Heiterkeit und Zuruf von Prof. Dr. Winfried Kluth [Sachverständigenrat 
für Integration und Migration] [per Video zugeschaltet]: Kein Problem!) 
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Ich bedanke mich, dass Sie gewartet – wir hatten damit gerechnet, etwas früher zu 
diesem Tagesordnungspunkt zu kommen – und uns den Sachverständigenrat vorge-
stellt haben. 

Wie Herr Baran schon angedeutet hat, sind Sie ja wahrscheinlich im Laufe des Früh-
jahrs in Düsseldorf, um mit den Mitgliedern des Ausschusses über das neue Gutachten 
und über Themen wie Wohnen, Wohnungsmarkt und Segregation in NRW zu disku-
tieren. Das ist immer eine sehr erkenntnisreiche Runde. Wir freuen uns darauf. Noch-
mals recht herzlichen Dank. 

Prof. Dr. Winfried Kluth (Sachverständigenrat für Integration und Migration [per 
Video zugeschaltet]): Ich danke auch und Ihnen alles Gute. 

(Beifall) 
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4 Verschiedenes 

– keine Wortbeiträge 

gez. Dr. Gregor Kaiser 
Vorsitzender 

2 Anlagen 
05.03.2026/05.03.2026 
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ErgebnispräsentationErgebnispräsentationErgebnispräsentation
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Ziel der Evaluation: Ziel der Evaluation: Ziel der Evaluation: 

Einordnung der bisherigen Einordnung der bisherigen Einordnung der bisherigen 

Wirkungen und Ableitung von Wirkungen und Ableitung von Wirkungen und Ableitung von Wirkungen und Ableitung von 

HandlungsperspektivenHandlungsperspektivenHandlungsperspektiven

EvaluationsgegenstandEvaluationsgegenstandEvaluationsgegenstandEvaluationsgegenstand
FOKUS AUF DEN AUFGABEN DES  L ANDESFOKUS AUF DEN AUFGABEN DES  L ANDESFOKUS AUF DEN AUFGABEN DES  L ANDESFOKUS AUF DEN AUFGABEN DES  L ANDESFOKUS AUF DEN AUFGABEN DES  L ANDES
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Qualitative Interviews Qualitative Interviews Qualitative Interviews 

Mit ausgewählten Institutionen aus dem Bereich Mit ausgewählten Institutionen aus dem Bereich Mit ausgewählten Institutionen aus dem Bereich Mit ausgewählten Institutionen aus dem Bereich 

Arbeitsmarktintegration, der Regionaldirektion NRW, Arbeitsmarktintegration, der Regionaldirektion NRW, Arbeitsmarktintegration, der Regionaldirektion NRW, Arbeitsmarktintegration, der Regionaldirektion NRW, Arbeitsmarktintegration, der Regionaldirektion NRW, 

ausgewählten Mitgliedern des Beirats der ausgewählten Mitgliedern des Beirats der ausgewählten Mitgliedern des Beirats der ausgewählten Mitgliedern des Beirats der 

Landesregierung für Teilhabe und Integration sowieLandesregierung für Teilhabe und Integration sowieLandesregierung für Teilhabe und Integration sowieLandesregierung für Teilhabe und Integration sowieLandesregierung für Teilhabe und Integration sowie

Expertinnen und Experten aus der Wissenschaft.Expertinnen und Experten aus der Wissenschaft.Expertinnen und Experten aus der Wissenschaft.Expertinnen und Experten aus der Wissenschaft.

DokumentenanalysenDokumentenanalysenDokumentenanalysen

Ergebnisse von vorhandenen Evaluierungen Ergebnisse von vorhandenen Evaluierungen Ergebnisse von vorhandenen Evaluierungen Ergebnisse von vorhandenen Evaluierungen 

und sonstigen Auswertungen von und sonstigen Auswertungen von und sonstigen Auswertungen von 

Teilbereichen des TIntG sowie Teilbereichen des TIntG sowie Teilbereichen des TIntG sowie 

wissenschaftliche Literatur und diewissenschaftliche Literatur und diewissenschaftliche Literatur und die

Fachdatenerhebung NRW.Fachdatenerhebung NRW.Fachdatenerhebung NRW.

Zeitraum und LimitationenZeitraum und LimitationenZeitraum und Limitationen

Evaluationszeitraum: 01.01.2022 bis 31.12.2024Evaluationszeitraum: 01.01.2022 bis 31.12.2024Evaluationszeitraum: 01.01.2022 bis 31.12.2024Evaluationszeitraum: 01.01.2022 bis 31.12.2024

Redaktionsschluss: 10.03.2025Redaktionsschluss: 10.03.2025Redaktionsschluss: 10.03.2025

Bei den Themenbereichen bestanden Unterschiede Bei den Themenbereichen bestanden Unterschiede Bei den Themenbereichen bestanden Unterschiede Bei den Themenbereichen bestanden Unterschiede Bei den Themenbereichen bestanden Unterschiede 

in der Datenverfügbarkeit und in der Datenverfügbarkeit und in der Datenverfügbarkeit und -qualität. Da analy-

tische Vorarbeiten die Datenzeiträume nicht nach tische Vorarbeiten die Datenzeiträume nicht nach tische Vorarbeiten die Datenzeiträume nicht nach tische Vorarbeiten die Datenzeiträume nicht nach 

Novellierung differenzierten, war eine isolierte Novellierung differenzierten, war eine isolierte Novellierung differenzierten, war eine isolierte Novellierung differenzierten, war eine isolierte 

Bewertung der Auswirkungen meist nicht möglich; Bewertung der Auswirkungen meist nicht möglich; Bewertung der Auswirkungen meist nicht möglich; Bewertung der Auswirkungen meist nicht möglich; Bewertung der Auswirkungen meist nicht möglich; 

vielmehr zeigt sich eine graduelle Entwicklung. vielmehr zeigt sich eine graduelle Entwicklung. vielmehr zeigt sich eine graduelle Entwicklung. vielmehr zeigt sich eine graduelle Entwicklung. 

Online-Befragungen und Befragungen und 

telefonische Abfragentelefonische Abfragentelefonische Abfragen

Mit ausgewählten Stakeholdern auf Mit ausgewählten Stakeholdern auf Mit ausgewählten Stakeholdern auf 

Kommunal-, Bezirks- und Landesebene und Landesebene 

sowie an der Umsetzung des TIntG sowie an der Umsetzung des TIntG sowie an der Umsetzung des TIntG 

beteiligten Integrationsakteuren.beteiligten Integrationsakteuren.beteiligten Integrationsakteuren.

25.02.2026

DatengrundlageDatengrundlageDatengrundlage
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Fokus auf Neueinwanderung Fokus auf Neueinwanderung Fokus auf Neueinwanderung ist sinnvoll 

gleichzeitig sollten agleichzeitig sollten andere Zielgruppen nicht ndere Zielgruppen nicht ndere Zielgruppen nicht 

aus dem Blick geratenaus dem Blick geratenaus dem Blick geraten.

Die Bekanntheit Die Bekanntheit 

des TIntG sollte des TIntG sollte 

erhöht werden, erhöht werden, 

um die normative, um die normative, um die normative, 

verbindende Wirkung verbindende Wirkung verbindende Wirkung 

in der Gesellschaft in der Gesellschaft in der Gesellschaft 

zu stärken und die zu stärken und die zu stärken und die 

Vorreiterrolle des Vorreiterrolle des Vorreiterrolle des 

Landes sichtbar zu Landes sichtbar zu Landes sichtbar zu 

machen.machen.

Das TIntG hebt Integration und Teilhabe auf die Das TIntG hebt Integration und Teilhabe auf die Das TIntG hebt Integration und Teilhabe auf die Das TIntG hebt Integration und Teilhabe auf die Das TIntG hebt Integration und Teilhabe auf die 

politische Agenda, mobilisiert und versachlicht politische Agenda, mobilisiert und versachlicht politische Agenda, mobilisiert und versachlicht politische Agenda, mobilisiert und versachlicht politische Agenda, mobilisiert und versachlicht 

integrationspolitische Debatten. integrationspolitische Debatten. integrationspolitische Debatten. 

Das TIntG positioniert NRW als bundesweiten Das TIntG positioniert NRW als bundesweiten Das TIntG positioniert NRW als bundesweiten Das TIntG positioniert NRW als bundesweiten Das TIntG positioniert NRW als bundesweiten 

Vorreiter. 

Das TIntG entfaltet Das TIntG entfaltet Das TIntG entfaltet 

nachweislich positive nachweislich positive nachweislich positive 

Wirkungen für Teilhabe Wirkungen für Teilhabe Wirkungen für Teilhabe 

und Integration und und Integration und und Integration und 

steht für eine aktive, steht für eine aktive, steht für eine aktive, 

zukunftsorientierte zukunftsorientierte zukunftsorientierte 

Integrationspolitik. Integrationspolitik. Integrationspolitik. 

Gleichzeitig gibt es Gleichzeitig gibt es Gleichzeitig gibt es 

ungenutzte Potentiale.ungenutzte Potentiale.ungenutzte Potentiale.

FA Z IT  UND SCHLUSSFOLGERUNGENFA Z IT  UND SCHLUSSFOLGERUNGENFA Z IT  UND SCHLUSSFOLGERUNGENFA Z IT  UND SCHLUSSFOLGERUNGEN

Übergeordnete Erkenntnisse aus der EvaluationÜbergeordnete Erkenntnisse aus der EvaluationÜbergeordnete Erkenntnisse aus der EvaluationÜbergeordnete Erkenntnisse aus der EvaluationÜbergeordnete Erkenntnisse aus der EvaluationÜbergeordnete Erkenntnisse aus der EvaluationÜbergeordnete Erkenntnisse aus der Evaluation

25.02.2026

Gestärkter rechtlicher Rahmen und finanzielle Gestärkter rechtlicher Rahmen und finanzielle Gestärkter rechtlicher Rahmen und finanzielle Gestärkter rechtlicher Rahmen und finanzielle Gestärkter rechtlicher Rahmen und finanzielle 

Mindestförderung stabilisieren integrationsMindestförderung stabilisieren integrationsMindestförderung stabilisieren integrationsMindestförderung stabilisieren integrationsMindestförderung stabilisieren integrations-

politische Infrastruktur und langfristige Planung.politische Infrastruktur und langfristige Planung.politische Infrastruktur und langfristige Planung.politische Infrastruktur und langfristige Planung.politische Infrastruktur und langfristige Planung.
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Zentrale ErkenntnisseZentrale ErkenntnisseZentrale Erkenntnisse

− Integrationspauschalen als zentrales Integrationspauschalen als zentrales Integrationspauschalen als zentrales Integrationspauschalen als zentrales 

Steuerungsinstrument des LandesSteuerungsinstrument des LandesSteuerungsinstrument des LandesSteuerungsinstrument des Landes

− Kommunen setzen die Pauschalen je Kommunen setzen die Pauschalen je Kommunen setzen die Pauschalen je Kommunen setzen die Pauschalen je 

nach lokalem Bedarf unterschiedlich einnach lokalem Bedarf unterschiedlich einnach lokalem Bedarf unterschiedlich einnach lokalem Bedarf unterschiedlich ein

− Starke Verfahrensvereinfachung dank Starke Verfahrensvereinfachung dank Starke Verfahrensvereinfachung dank Starke Verfahrensvereinfachung dank 

pauschaler Leistungsberechnung und  pauschaler Leistungsberechnung und  pauschaler Leistungsberechnung und  pauschaler Leistungsberechnung und  

DigitalisierungDigitalisierung

Ausgewählte HandlungsempfehlungenAusgewählte HandlungsempfehlungenAusgewählte HandlungsempfehlungenAusgewählte Handlungsempfehlungen

− Gestaltungsspielräume der Gemeinden und Gestaltungsspielräume der Gemeinden und Gestaltungsspielräume der Gemeinden und Gestaltungsspielräume der Gemeinden und Gestaltungsspielräume der Gemeinden und 

vereinfachte Verfahrenswege sichernvereinfachte Verfahrenswege sichernvereinfachte Verfahrenswege sichernvereinfachte Verfahrenswege sichern

− Dialog zu Verfahrensweisen und Umsetzung mit Dialog zu Verfahrensweisen und Umsetzung mit Dialog zu Verfahrensweisen und Umsetzung mit Dialog zu Verfahrensweisen und Umsetzung mit Dialog zu Verfahrensweisen und Umsetzung mit 

Gemeinden fortsetzenGemeinden fortsetzenGemeinden fortsetzen

Einordnung & WirkungEinordnung & WirkungEinordnung & Wirkung

− Mehr Reichweite und Volumen seit Mehr Reichweite und Volumen seit Mehr Reichweite und Volumen seit Mehr Reichweite und Volumen seit 

Novellierung aufgrund vereinfachter Novellierung aufgrund vereinfachter Novellierung aufgrund vereinfachter Novellierung aufgrund vereinfachter 

Verfahren und erweitertem PersonenkreisVerfahren und erweitertem PersonenkreisVerfahren und erweitertem PersonenkreisVerfahren und erweitertem Personenkreis

− Stärkung der kommunalen Stärkung der kommunalen Stärkung der kommunalen 

Handlungsfähigkeit und Handlungsfähigkeit und Handlungsfähigkeit und -spielräume

IntegrationspauschalenIntegrationspauschalen

§ 3 Verwirklichung der Teilhabe3 Verwirklichung der Teilhabe3 Verwirklichung der Teilhabe3 Verwirklichung der Teilhabe3 Verwirklichung der Teilhabe- und Integrationsgrundsätzeund Integrationsgrundsätzeund Integrationsgrundsätzeund Integrationsgrundsätze

25.02.2026

HANDLUNGSPERSPEKT IVEN INTEGRAT IONSPAUSCHALEN (HANDLUNGSPERSPEKT IVEN INTEGRAT IONSPAUSCHALEN (HANDLUNGSPERSPEKT IVEN INTEGRAT IONSPAUSCHALEN (HANDLUNGSPERSPEKT IVEN INTEGRAT IONSPAUSCHALEN (HANDLUNGSPERSPEKT IVEN INTEGRAT IONSPAUSCHALEN (HANDLUNGSPERSPEKT IVEN INTEGRAT IONSPAUSCHALEN (HANDLUNGSPERSPEKT IVEN INTEGRAT IONSPAUSCHALEN ( §3  /  §17 )

Die Integrationspauschalen haben sich Die Integrationspauschalen haben sich Die Integrationspauschalen haben sich Die Integrationspauschalen haben sich 

als flexibel und bedarfsorientiert als flexibel und bedarfsorientiert als flexibel und bedarfsorientiert als flexibel und bedarfsorientiert 

einsetzbares Instrument bewährt. Der einsetzbares Instrument bewährt. Der einsetzbares Instrument bewährt. Der einsetzbares Instrument bewährt. Der 

Verwaltungsaufwand konnte erfolgreich Verwaltungsaufwand konnte erfolgreich Verwaltungsaufwand konnte erfolgreich Verwaltungsaufwand konnte erfolgreich 

verringert, die Reichweite vergrößert verringert, die Reichweite vergrößert verringert, die Reichweite vergrößert verringert, die Reichweite vergrößert 

werden.
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Zentrale ErkenntnisseZentrale ErkenntnisseZentrale Erkenntnisse

− IKÖ ist in NRW strukturell verankert IKÖ ist in NRW strukturell verankert IKÖ ist in NRW strukturell verankert IKÖ ist in NRW strukturell verankert 

− Zentrale Rolle der IB in BezirksZentrale Rolle der IB in BezirksZentrale Rolle der IB in Bezirks-

regierungenregierungen bei mangelnden Ressourcen für bei mangelnden Ressourcen für bei mangelnden Ressourcen für 

systematische Ausgestaltung systematische Ausgestaltung systematische Ausgestaltung 

− Geringe Nachfrage bei FortbildungsangebotenGeringe Nachfrage bei FortbildungsangebotenGeringe Nachfrage bei FortbildungsangebotenGeringe Nachfrage bei FortbildungsangebotenGeringe Nachfrage bei Fortbildungsangeboten

−

erfasst manche Diskriminierungserfahrungen erfasst manche Diskriminierungserfahrungen erfasst manche Diskriminierungserfahrungen erfasst manche Diskriminierungserfahrungen erfasst manche Diskriminierungserfahrungen 

unzureichendunzureichend

Ausgewählte HandlungsempfehlungenAusgewählte HandlungsempfehlungenAusgewählte HandlungsempfehlungenAusgewählte Handlungsempfehlungen

− Verstetigung und Ausbau der MaßnahmenVerstetigung und Ausbau der MaßnahmenVerstetigung und Ausbau der MaßnahmenVerstetigung und Ausbau der Maßnahmen

− Integration von IKÖ in verpflichtende FortbildungsIntegration von IKÖ in verpflichtende FortbildungsIntegration von IKÖ in verpflichtende FortbildungsIntegration von IKÖ in verpflichtende FortbildungsIntegration von IKÖ in verpflichtende Fortbildungs-

angebote, inkl. Sensibilisierung für Führungskräfte angebote, inkl. Sensibilisierung für Führungskräfte angebote, inkl. Sensibilisierung für Führungskräfte angebote, inkl. Sensibilisierung für Führungskräfte angebote, inkl. Sensibilisierung für Führungskräfte 

− Verbesserung der DatenlageVerbesserung der DatenlageVerbesserung der Datenlage

Einordnung & Wirkung Einordnung & Wirkung Einordnung & Wirkung 

− IKÖ ist Teil der strategischen IKÖ ist Teil der strategischen IKÖ ist Teil der strategischen 

VerwaltungsentwicklungVerwaltungsentwicklungVerwaltungsentwicklung. Um Erfolge mess. Um Erfolge mess-

bar zu machen, ist eine bessere Datenbar zu machen, ist eine bessere Datenbar zu machen, ist eine bessere Datenbar zu machen, ist eine bessere Daten-

qualität zur Diversitätsentwicklung nötig.zur Diversitätsentwicklung nötig.zur Diversitätsentwicklung nötig.zur Diversitätsentwicklung nötig.

− Fortschritte erfordern kontinuierliches Fortschritte erfordern kontinuierliches Fortschritte erfordern kontinuierliches Fortschritte erfordern kontinuierliches 

Engagement auf verschiedenen Ebenen Engagement auf verschiedenen Ebenen Engagement auf verschiedenen Ebenen Engagement auf verschiedenen Ebenen 

§ 6 TIntG

§ 6 Interkulturelle Öffnung (IKÖ) der Landesverwaltung6 Interkulturelle Öffnung (IKÖ) der Landesverwaltung6 Interkulturelle Öffnung (IKÖ) der Landesverwaltung6 Interkulturelle Öffnung (IKÖ) der Landesverwaltung6 Interkulturelle Öffnung (IKÖ) der Landesverwaltung6 Interkulturelle Öffnung (IKÖ) der Landesverwaltung6 Interkulturelle Öffnung (IKÖ) der Landesverwaltung6 Interkulturelle Öffnung (IKÖ) der Landesverwaltung

25.02.2026

FORTSCHRIT TE  VORHANDEN,  WIRKUNG AUF  REPRÄSENTANZ BEGRENZ TFORTSCHRIT TE  VORHANDEN,  WIRKUNG AUF  REPRÄSENTANZ BEGRENZ TFORTSCHRIT TE  VORHANDEN,  WIRKUNG AUF  REPRÄSENTANZ BEGRENZ TFORTSCHRIT TE  VORHANDEN,  WIRKUNG AUF  REPRÄSENTANZ BEGRENZ TFORTSCHRIT TE  VORHANDEN,  WIRKUNG AUF  REPRÄSENTANZ BEGRENZ TFORTSCHRIT TE  VORHANDEN,  WIRKUNG AUF  REPRÄSENTANZ BEGRENZ TFORTSCHRIT TE  VORHANDEN,  WIRKUNG AUF  REPRÄSENTANZ BEGRENZ TFORTSCHRIT TE  VORHANDEN,  WIRKUNG AUF  REPRÄSENTANZ BEGRENZ T

Das TIntG trägt zu Bestrebungen der IKÖ beiDas TIntG trägt zu Bestrebungen der IKÖ beiDas TIntG trägt zu Bestrebungen der IKÖ beiDas TIntG trägt zu Bestrebungen der IKÖ beiDas TIntG trägt zu Bestrebungen der IKÖ bei. 

Zugleich bestehen Potenziale bei der Zugleich bestehen Potenziale bei der Zugleich bestehen Potenziale bei der Zugleich bestehen Potenziale bei der Reprä-

sentanz von Menschen mit Einwanderungsvon Menschen mit Einwanderungsvon Menschen mit Einwanderungsvon Menschen mit Einwanderungs-

geschichte in der Landesverwaltung. geschichte in der Landesverwaltung. geschichte in der Landesverwaltung. geschichte in der Landesverwaltung. 

Der Bedarf an diversitätsorientierter Der Bedarf an diversitätsorientierter Der Bedarf an diversitätsorientierter Der Bedarf an diversitätsorientierter 

Organisationsentwicklung bleibt bestehen.Organisationsentwicklung bleibt bestehen.Organisationsentwicklung bleibt bestehen.Organisationsentwicklung bleibt bestehen.Organisationsentwicklung bleibt bestehen.
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Zentrale ErkenntnisseZentrale ErkenntnisseZentrale Erkenntnisse

− Ausbau der Servicestellen auf Ausbau der Servicestellen auf Ausbau der Servicestellen auf 

42 Standorte sowie weiterer Meldestellen42 Standorte sowie weiterer Meldestellen42 Standorte sowie weiterer Meldestellen42 Standorte sowie weiterer Meldestellen

− Modellprojekte haben u.a. Qualifizierung, Modellprojekte haben u.a. Qualifizierung, Modellprojekte haben u.a. Qualifizierung, Modellprojekte haben u.a. Qualifizierung, 

Austausch und Dokumentation verbessertAustausch und Dokumentation verbessertAustausch und Dokumentation verbessertAustausch und Dokumentation verbessert

− Lücken bleiben bestehen in der Flächendeckung Lücken bleiben bestehen in der Flächendeckung Lücken bleiben bestehen in der Flächendeckung Lücken bleiben bestehen in der Flächendeckung Lücken bleiben bestehen in der Flächendeckung 

der Angeboteder Angebote

− Migrantische Selbstorganisationen (MSO) zentral Migrantische Selbstorganisationen (MSO) zentral Migrantische Selbstorganisationen (MSO) zentral Migrantische Selbstorganisationen (MSO) zentral Migrantische Selbstorganisationen (MSO) zentral 

für weitere Bedarfsdeckung und Vermittlung für weitere Bedarfsdeckung und Vermittlung für weitere Bedarfsdeckung und Vermittlung für weitere Bedarfsdeckung und Vermittlung 

Ausgewählte HandlungsempfehlungenAusgewählte HandlungsempfehlungenAusgewählte HandlungsempfehlungenAusgewählte Handlungsempfehlungen

− Verstetigung und Ausbau der MaßnahmenVerstetigung und Ausbau der MaßnahmenVerstetigung und Ausbau der MaßnahmenVerstetigung und Ausbau der Maßnahmen

− Hinwirken auf ein LandesantidiskriminierungsgesetzHinwirken auf ein LandesantidiskriminierungsgesetzHinwirken auf ein LandesantidiskriminierungsgesetzHinwirken auf ein LandesantidiskriminierungsgesetzHinwirken auf ein Landesantidiskriminierungsgesetz

− Langfristige Förderung für MSOLangfristige Förderung für MSOLangfristige Förderung für MSO

− Konsequente Umsetzung des BeschwerdemanagementsKonsequente Umsetzung des BeschwerdemanagementsKonsequente Umsetzung des BeschwerdemanagementsKonsequente Umsetzung des BeschwerdemanagementsKonsequente Umsetzung des BeschwerdemanagementsKonsequente Umsetzung des Beschwerdemanagements

Einordnung & WirkungEinordnung & WirkungEinordnung & Wirkung

− Verbesserte Flächendeckung, Qualität Verbesserte Flächendeckung, Qualität Verbesserte Flächendeckung, Qualität Verbesserte Flächendeckung, Qualität 

und Datenlage der Beratung dank Ausbau und Datenlage der Beratung dank Ausbau und Datenlage der Beratung dank Ausbau und Datenlage der Beratung dank Ausbau 

sowie verbandsübergreifender Qualitätssowie verbandsübergreifender Qualitätssowie verbandsübergreifender Qualitätssowie verbandsübergreifender Qualitäts-

standards und Dokumentationsprozessestandards und Dokumentationsprozessestandards und Dokumentationsprozessestandards und Dokumentationsprozesse

− Beschwerdemanagement in obersten Beschwerdemanagement in obersten Beschwerdemanagement in obersten Beschwerdemanagement in obersten 

Landesbehörden bleibt hinter Zielen zurückLandesbehörden bleibt hinter Zielen zurückLandesbehörden bleibt hinter Zielen zurückLandesbehörden bleibt hinter Zielen zurückLandesbehörden bleibt hinter Zielen zurück

§ 7 TIntG

§ 7 Antidiskriminierung7 Antidiskriminierung7 Antidiskriminierung

25.02.2026

VERBESSERTE LOKALE BERATUNGSSTRUKTUREN,  WENIG ENT WICKLUNG IN L ANDESBEHÖRDENVERBESSERTE LOKALE BERATUNGSSTRUKTUREN,  WENIG ENT WICKLUNG IN L ANDESBEHÖRDENVERBESSERTE LOKALE BERATUNGSSTRUKTUREN,  WENIG ENT WICKLUNG IN L ANDESBEHÖRDENVERBESSERTE LOKALE BERATUNGSSTRUKTUREN,  WENIG ENT WICKLUNG IN L ANDESBEHÖRDENVERBESSERTE LOKALE BERATUNGSSTRUKTUREN,  WENIG ENT WICKLUNG IN L ANDESBEHÖRDENVERBESSERTE LOKALE BERATUNGSSTRUKTUREN,  WENIG ENT WICKLUNG IN L ANDESBEHÖRDENVERBESSERTE LOKALE BERATUNGSSTRUKTUREN,  WENIG ENT WICKLUNG IN L ANDESBEHÖRDENVERBESSERTE LOKALE BERATUNGSSTRUKTUREN,  WENIG ENT WICKLUNG IN L ANDESBEHÖRDENVERBESSERTE LOKALE BERATUNGSSTRUKTUREN,  WENIG ENT WICKLUNG IN L ANDESBEHÖRDENVERBESSERTE LOKALE BERATUNGSSTRUKTUREN,  WENIG ENT WICKLUNG IN L ANDESBEHÖRDENVERBESSERTE LOKALE BERATUNGSSTRUKTUREN,  WENIG ENT WICKLUNG IN L ANDESBEHÖRDEN

In der Antidiskriminierungsberatung wurden In der Antidiskriminierungsberatung wurden In der Antidiskriminierungsberatung wurden In der Antidiskriminierungsberatung wurden In der Antidiskriminierungsberatung wurden 

dank TIntG zentrale Strukturen und dank TIntG zentrale Strukturen und dank TIntG zentrale Strukturen und dank TIntG zentrale Strukturen und 

Qualitätsstandards ausgebaut und gefestigt. Qualitätsstandards ausgebaut und gefestigt. Qualitätsstandards ausgebaut und gefestigt. Qualitätsstandards ausgebaut und gefestigt. Qualitätsstandards ausgebaut und gefestigt. 

Es bedarf einer Verstetigung und weiteren Es bedarf einer Verstetigung und weiteren Es bedarf einer Verstetigung und weiteren Es bedarf einer Verstetigung und weiteren 

Flächendeckung der Beratungsangebote.Flächendeckung der Beratungsangebote.Flächendeckung der Beratungsangebote.Flächendeckung der Beratungsangebote.
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Zentrale ErkenntnisseZentrale ErkenntnisseZentrale Erkenntnisse

− Intensivierung und erhöhte Relevanz der Intensivierung und erhöhte Relevanz der Intensivierung und erhöhte Relevanz der Intensivierung und erhöhte Relevanz der 

Arbeit dank langfristiger Absicherung Arbeit dank langfristiger Absicherung Arbeit dank langfristiger Absicherung Arbeit dank langfristiger Absicherung 

− Regionale Unterschiede:Regionale Unterschiede:Regionale Unterschiede: Lokale und 

kommunale Gestaltungsspielräumekommunale Gestaltungsspielräumekommunale Gestaltungsspielräumekommunale Gestaltungsspielräume

− Landesprogramme als wichtige Ergänzung, z.B. Landesprogramme als wichtige Ergänzung, z.B. Landesprogramme als wichtige Ergänzung, z.B. Landesprogramme als wichtige Ergänzung, z.B. Landesprogramme als wichtige Ergänzung, z.B. 

LaiensprachmittlerpoolLaiensprachmittlerpoolLaiensprachmittlerpool

− Weitere Potenziale bei KIWeitere Potenziale bei KIWeitere Potenziale bei KI-übergreifende Vernetzung, übergreifende Vernetzung, übergreifende Vernetzung, 

Qualitätssicherung und ControllingQualitätssicherung und ControllingQualitätssicherung und ControllingQualitätssicherung und Controlling

Ausgewählte HandlungsempfehlungenAusgewählte HandlungsempfehlungenAusgewählte HandlungsempfehlungenAusgewählte Handlungsempfehlungen

− Verstärkte Vernetzung zwischen den KIVerstärkte Vernetzung zwischen den KIVerstärkte Vernetzung zwischen den KIVerstärkte Vernetzung zwischen den KI

− Kompetenzaufbau zu wirkungsorientierter Steuerung, Kompetenzaufbau zu wirkungsorientierter Steuerung, Kompetenzaufbau zu wirkungsorientierter Steuerung, Kompetenzaufbau zu wirkungsorientierter Steuerung, Kompetenzaufbau zu wirkungsorientierter Steuerung, 

Programmplanung und Selbstevaluation Programmplanung und Selbstevaluation Programmplanung und Selbstevaluation Programmplanung und Selbstevaluation 

− Fortlaufende Unterstützung des Ehrenamts Fortlaufende Unterstützung des Ehrenamts Fortlaufende Unterstützung des Ehrenamts Fortlaufende Unterstützung des Ehrenamts Fortlaufende Unterstützung des Ehrenamts 

zum Einbezug der Zivilgesellschaft zum Einbezug der Zivilgesellschaft zum Einbezug der Zivilgesellschaft zum Einbezug der Zivilgesellschaft 

Einordnung & Wirkung Einordnung & Wirkung Einordnung & Wirkung 

− Etablierte Angebote der VernetzungsEtablierte Angebote der VernetzungsEtablierte Angebote der VernetzungsEtablierte Angebote der Vernetzungs-, 

Schulungs- und Beratungsarbeit stärken und Beratungsarbeit stärken und Beratungsarbeit stärken 

die Bildungsteilhabe von Kindern und die Bildungsteilhabe von Kindern und die Bildungsteilhabe von Kindern und die Bildungsteilhabe von Kindern und 

Jugendlichen mit EinwanderungsgeschichteJugendlichen mit EinwanderungsgeschichteJugendlichen mit EinwanderungsgeschichteJugendlichen mit Einwanderungsgeschichte

§ 8 TIntG

§ 8 Kommunale Integrationszentren8 Kommunale Integrationszentren8 Kommunale Integrationszentren8 Kommunale Integrationszentren8 Kommunale Integrationszentren
ZENTRALE AKTEURE VOR ORT  ZUR STÄRKUNG VON BILDUNGSTE ILHABEZENTRALE AKTEURE VOR ORT  ZUR STÄRKUNG VON BILDUNGSTE ILHABEZENTRALE AKTEURE VOR ORT  ZUR STÄRKUNG VON BILDUNGSTE ILHABEZENTRALE AKTEURE VOR ORT  ZUR STÄRKUNG VON BILDUNGSTE ILHABEZENTRALE AKTEURE VOR ORT  ZUR STÄRKUNG VON BILDUNGSTE ILHABEZENTRALE AKTEURE VOR ORT  ZUR STÄRKUNG VON BILDUNGSTE ILHABEZENTRALE AKTEURE VOR ORT  ZUR STÄRKUNG VON BILDUNGSTE ILHABEZENTRALE AKTEURE VOR ORT  ZUR STÄRKUNG VON BILDUNGSTE ILHABE

Das TIntG hat maßgeblich dazu beigetragen, Das TIntG hat maßgeblich dazu beigetragen, Das TIntG hat maßgeblich dazu beigetragen, Das TIntG hat maßgeblich dazu beigetragen, Das TIntG hat maßgeblich dazu beigetragen, 

Kommunale Integrationszentren (KI) als Kommunale Integrationszentren (KI) als Kommunale Integrationszentren (KI) als Kommunale Integrationszentren (KI) als 

zentrale Akteure vor Ort zu festigen und in zentrale Akteure vor Ort zu festigen und in zentrale Akteure vor Ort zu festigen und in zentrale Akteure vor Ort zu festigen und in zentrale Akteure vor Ort zu festigen und in 

ihrer Teilhabeihrer Teilhabe- und Vernetzungsarbeit zu und Vernetzungsarbeit zu und Vernetzungsarbeit zu 

stärken.

25.02.2026 8
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Integration durch Erwerb der Integration durch Erwerb der Integration durch Erwerb der 

deutschen Sprache, Ausbildung deutschen Sprache, Ausbildung deutschen Sprache, Ausbildung 

und Arbeitund Arbeit

− Zentrale Rahmenbedingungen auf Zentrale Rahmenbedingungen auf Zentrale Rahmenbedingungen auf 

Bundesebene geregelt, Bundesebene geregelt, TIntG wirkt 

unterstützendunterstützend

− Besseres Zusammenwirken Besseres Zusammenwirken Besseres Zusammenwirken der 

Akteure auf BundesAkteure auf Bundes- & Landesebene& Landesebene

− Positive Veränderungen Positive Veränderungen im Bereich 

Integration junger Geflüchteter Integration junger Geflüchteter Integration junger Geflüchteter und 

IKÖ des ArbeitsmarktesIKÖ des Arbeitsmarktes

− Bewährte Struktur des Beirats zur Bewährte Struktur des Beirats zur Bewährte Struktur des Beirats zur 

Integration geflüchteter Menschen Integration geflüchteter Menschen Integration geflüchteter Menschen 

in Ausbildung und Arbeitin Ausbildung und Arbeitin Ausbildung und Arbeit

− Ungenutzte Potentiale, u.a. im Ungenutzte Potentiale, u.a. im Ungenutzte Potentiale, u.a. im 

Bereich der AnerkennungBereich der Anerkennung

§ 1111
Integration durch BildungIntegration durch BildungIntegration durch Bildung

− Grundsätzlich positive Grundsätzlich positive 

Bewertung des 

schulnahen 

Bildungsangebots in ZUEBildungsangebots in ZUEBildungsangebots in ZUE

− Herausforderungen in der Herausforderungen in der Herausforderungen in der 

Umsetzung und der 

flächendeckenden flächendeckenden 

VerfügbarkeitVerfügbarkeit

− Langer Aufenthalt von Langer Aufenthalt von 

Kindern/Jugendlichen in Kindern/Jugendlichen in 

ZUE: Gefahr des Bruchs in ZUE: Gefahr des Bruchs in ZUE: Gefahr des Bruchs in 

BildungsbiografienBildungsbiografien

§ 1010
Kommunales Kommunales 

IntegrationsmanagementIntegrationsmanagementIntegrationsmanagement

(Evaluation durch (Evaluation durch Ramboll & 

Kienbaum)

− KIM durch Novellierung rechtlich KIM durch Novellierung rechtlich KIM durch Novellierung rechtlich 

verankert und langfristig verankert und langfristig verankert und langfristig 

finanziell abgesichertfinanziell abgesichert: in allen 

Gebietskörperschaften KIMGebietskörperschaften KIMGebietskörperschaften KIM-Case-

Manager*innenManager*innen

− Hohe Anforderungen an die Hohe Anforderungen an die Hohe Anforderungen an die 

VerwaltungsmitarbeitendenVerwaltungsmitarbeitendenVerwaltungsmitarbeitenden

− Austausch & Vernetzung zwischen Austausch & Vernetzung zwischen Austausch & Vernetzung zwischen 

Akteuren der IntegrationsarbeitAkteuren der IntegrationsarbeitAkteuren der Integrationsarbeit

− Intensität der Begleitung variiert, Intensität der Begleitung variiert, Intensität der Begleitung variiert, 

steigende Nachfragesteigende Nachfrage

§ 9 
Teilhabe in GremienTeilhabe in Gremien

− Es ist nicht davon Es ist nicht davon 

auszugehen, dass auszugehen, dass 

Menschen mit Menschen mit 

EinwanderungsgeschichteEinwanderungsgeschichteEinwanderungsgeschichte

entsprechend ihres Anteils entsprechend ihres Anteils entsprechend ihres Anteils 

an der Gesamtan der Gesamt-

bevölkerung vertreten bevölkerung vertreten 

sind

− Fehlende verbindliche Fehlende verbindliche 

Regelungen 

− Kaum wahrgenommene Kaum wahrgenommene Kaum wahrgenommene 

Veränderungen in der Veränderungen in der 

Besetzung von Gremien Besetzung von Gremien 

§ 5

25.02.2026

Weitere ErgebnisseWeitere ErgebnisseWeitere Ergebnisse

ZENTRALE ERKENNTNISSE  IM ÜBERBL ICKZENTRALE ERKENNTNISSE  IM ÜBERBL ICKZENTRALE ERKENNTNISSE  IM ÜBERBL ICKZENTRALE ERKENNTNISSE  IM ÜBERBL ICKZENTRALE ERKENNTNISSE  IM ÜBERBL ICK
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Dr. Christoph EmminghausDr. Christoph Emminghaus

GeschäftsführerGeschäftsführer

T:T: +49 151 2646 0482 +49 151 2646 0482 

E:E: christoph.emminghaus@syspons.com christoph.emminghaus@syspons.com christoph.emminghaus@syspons.com 

VIE L E N  DA NK  F Ü R  I H REV IE L E N  DA NK  F Ü R  I H REV IE L E N  DA NK  F Ü R  I H REV IE L E N  DA NK  F Ü R  I H REV IE L E N  DA NK  F Ü R  I H RE
AU F M ER KS AM K E IT !AU F M ER KS AM K E IT !AU F M ER KS AM K E IT !AU F M ER KS AM K E IT !AU F M ER KS AM K E IT !
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Der Sachverständigenrat für Integration und Migration:
Aufgaben, Arbeitsweise und Perspektiven

Prof. Dr. Winfried Kluth, Vorsitzender des SVR

25. Februar 2026

Sitzung des Integrationsausschusses im Landtag des Landes Nordrhein-Westfalen
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Der Sachverständigenrat und sein Mandat
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Seite 3

Der Sachverständigenrat für Integration und Migration (SVR) ist ein

unabhängiges Gremium der wissenschaftlichen Politikberatung

Aufgabe qua Einrichtungserlass

Politik in Bund, Ländern und Gemeinden und die
Zivilgesellschaft ...

• über Entwicklungen, Problemstellungen und
evidenzbasierte Lösungsansätze in den
Bereichen Integration und Migration
wissenschaftlich fundiert zu unterrichten, diese
Entwicklungen zu beobachten und neutral und
methodensicher zu bewerten

• handlungsorientiert zu beraten sowie zu
aktuellen Fragen Stellung zu beziehen, um der
öffentlichen und politischen Debatte
Sachargumente zu liefern, die Information der
Öffentlichkeit zu objektivieren und neue
Impulse zu geben
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Seite 4

Der Sachverständigenrat

Unabhängigkeit:

Der Rat ist unabhängig und in der Wahl seiner Fragestellungen frei.

In seinen Bewertungen und Einschätzungen ist der Sachverständigenrat

allein wissenschaftlichen Kriterien verpflichtet.

Mitglieder:

• Ausgewiesene wissenschaftliche Exzellenz

• Interdisziplinäre Besetzung

• Weitere Kriterien: Ausgewogenheit zwischen Männern und Frauen, disziplinäre Vielfalt,

Diversität, geographische Verbreitung

• Grundlage der Berufung durch das BMI ist das Votum einer unabhängigen

Findungskommission

• Berufung für drei Jahre; einmalige Wiederberufung ist zulässig
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Seite 5

Der Sachverständigenrat ist ein interdisziplinär besetztes Gremium

Halle-WittenbergJuraWinfried Kluth (Vorsitz)

ChemnitzHumangeographieBirgit Glorius (stellv. Vorsitz)

OsnabrückReligionswissenschaftRauf Ceylan

HeidelbergPädagogikHavva Engin

MannheimSoziologieMarc Helbling

HeidelbergSoziologieMatthias Koenig †

GenfPolitikwissenschaftSandra Lavenex

KielÖkonomieAnnekatrin Niebuhr

HildesheimPolitikwissenschaftHannes Schammann
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Seite 6

Der Fokus der Arbeit liegt auf Deutschland, ohne aber die internationalen

Zusammenhänge zu ignorieren.
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Seite 7

Der SVR nutzt verschiedene Instrumente mit dem Ziel,

gesellschaftspolitische Wirkung zu entfalten.

eigene wissenschaftliche
Erkenntnisse
Jahresgutachten,
Integrationsbarometer

Stellungnahmen zu
aktuellen Ereignissen
Pressemitteilungen, Interviews,
Meinungsbeiträge

breite Öffentlichkeit
eigene Veranstaltungen,

Diskussionen, Vorträge

Vernetzung mit politischen
Akteurinnen und Akteuren

Hintergrundgespräche
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Die wichtigsten Produkte des SVR
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Seite 9

Das Jahresgutachten ist das zentrale Produkt des SVR

• Erscheint seit 2010 jährlich im Frühjahr

• Themenwahl erfolgt durch die Sachverständigen, Erarbeitung
in regelmäßigen Sitzungen; alle 5 Jahre Bilanzgutachten

• Zielgruppe: Politik, Verwaltung, Zivilgesellschaft, Wirtschaft
und Wissenschaft

• 2025: „Reformen, die wirken? Die Umsetzung von aktuellen
Migrations- und Integrationsgesetzen“

• 2024: „Kontinuität oder Paradigmenwechsel? Die Integrations-
und Migrationspolitik der letzten Jahre“

• 2023: „Klimawandel und Migration: Was wir über den Zusam-
menhang wissen und welche Handlungsoptionen es gibt“

… arbeitet den wiss. Stand auf, analysiert, enthält Positionen
und Empfehlungen des Sachverständigenrats
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Seite 10

Das SVR-Integrationsbarometer misst regelmäßig das

Integrationsklima in Deutschland

… zeigt, wie sich Einschätzungen der Bevölkerung mit Blick auf
Integration und Migration entwickeln

• Erhebung alle zwei Jahre durch eine mehrsprachige,
bundesweite telefonische Befragung nach
Zufallsauswahl

• Repräsentativ für Bevölkerung (durch Gewichtung),
seit 2020 auch auf Länderebene

• Überrepräsentation der Bevölkerung mit
Migrationshintergrund: erlaubt Auswertung für einzelne
Herkunftsgruppen

• Seit 2020 von Bund und Ländern gemeinsam gefördert
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Seite 11

Stellungnahmen, Positionspapiere, „kurz & bündig“ –

Formate für den Transfer in Politik und Gesellschaft
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Der wissenschaftliche Stab des SVR
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Seite 13

Der wissenschaftliche Stab des SVR

• unterstützt den Sachverständigenrat in seiner

Arbeit

• verfolgt eigene, anwendungsorientierte und

gesellschaftsrelevante Forschungsfragen

• besteht aus 10–15 wissenschaftlichen

Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern

(inkl. drittmittelfinanzierten Projektstellen)
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Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

www.svr-migration.de vorsitz@svr-migration.de Folgen Sie uns auf
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